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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 10. November 1959 

7 — 80603 — 4415/59 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Die Internationale Arbeitskonferenz hat auf ihrer 42. Tagung 
vom 4. bis 26. Juni 1958 in Genf 

1. das Übereinkommen 110 und die Empfehlung 110 über die 
Arbeitsbedingungen der Plantagenarbeiter, 

2. das Übereinkommen 111 und die Empfehlung 111 über die 
Diskriminierung in Beschäftigung und Beruf 

angenommen. 

Die Bundesregierung ist nach Artikel 19 Ziff. 6 und 7 der Ver- 
fassung der Internationalen Arbeitsorganisation (BGBl. 1957 II 
S. 317) verpflichtet, spätestens innerhalb einer Frist von 
18 Monaten nach Abschluß der 42. Tagung der Internationalen 
Arbeitskonferenz die oben genannten Übereinkommen und 
Empfehlungen dem Deutschen Bundestag und dem Bundesrat 
vorzulegen. 

Anbei übersende ich daher den von der Ubersetzungskonfe- 
renz beschlossenen deutschen Wortlaut der Übereinkommen 
110 und 111 sowie der Empfehlungen 110 und 111 nebst Stel- 
lungnahmen der Bundesregierung hierzu. 

Federführend ist der Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerel, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestraße 54, Telefon 35 51 
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Übereinkommen 110 


INTERNATIONALE ARBEITSKONFERENZ 


Übereinkommen 

über die Arbeitsbedingungen der Plantagenarbeiter 


Die Allgemeine Konferenz der Internationalen 
Arbeitsorganisation, 

die vom Verwaltungsrat des Internationalen Ar- 
beitsamtes nach Genf einberufen wurde und am 
4. Juni 1958 zu ihrer zweiundvierzigsten Ta- 
gung zusammengetreten ist, 

hat die Frage der Arbeitsbedingungen der . Plan- 
tagenarbeiter geprüft, die den fünften Gegen- 
stand ihrer Tagesordnung bildet, 

hat für diesen Sonderfall die Annahme einer zweck- 
entsprechenden Urkunde für angezeigt erach- 
tet, um die Anwendung gewisser aus bestehen- 
den Übereinkommen entnommener Bestimmun- 
gen auf die Plantagenarbeiter zu beschleunigen, 
bis die Ratifikationen dieser Übereinkommen ein 
größeres Ausmaß erlangt und deren Bestim- 
mungen auf alle Personen innerhalb ihres Gel- 
tungsbereiches Anwendung gefunden haben, 
und um ferner die Anwendung bestimmter 
Übereinkommen, die zur Zeit nicht für Plan- 
tagenarbeiter gelten, auf diese auszudehnen, 
und 

dabei bestimmt, daß diese Urkunde die Form eines 
internationalen Übereinkommens erhalten soll. 

Die Konferenz nimmt heute, am 24. Juni 1958, 
das folgende Übereinkommen an, das als Überein- 
kommen über die Plantagenarbeit, 1958, bezeichnet 
wird. 


TEIL I 

Allgemeine Bestimmungen 

Artikel 1 

1. Als „Plantage" im Sinne dieses Übereinkom- 
mens gilt jeder landwirtschaftliche Betrieb, der in 
einem tropischen oder subtropischen Gebiet gelegen 
ist, regelmäßig Lohnarbeiter beschäftigt und sich 
hauptsächlich mit der gewerbsmäßigen Anpflanzung 
oder Gewinnung von Kaffee, Tee, Zuckerrohr, Kau- 
tschuk, Bananen, Kakao, Kokosnüssen, Erdnüssen, 
Baumwolle, Tabak, Faserpflanzen (Sisal, Jute und 
Hanf), Zitrusfrüchten, Palmöl, Chinarinde oder Ana- 
nas befaßt. Dieses Übereinkommen gilt nicht für 
Familien- oder Kleinbetriebe, deren Erzeugnisse für 
den örtlichen Markt bestimmt sind und die nicht 
regelmäßig Lohnarbeiter beschäftigen. 


2. Jedes Mitglied, für das dieses Übereinkom- 
men in Kraft ist, kann nach Anhörung der in Be-' 
tracht kommenden maßgebenden Arbeitgeber- und 
Arbeitnehmerverbände, soweit solche bestehen, den 
Geltungsbereich des Übereinkommens auf andere 
Plantagen ausdehnen, indem es 

a) der Liste der in Absatz 1 dieses Artikels aufge- 
gezählten Kulturen eine oder mehrere der fol- 
genden hinzufügt: Reis, Zichorie, Kardamom, 
Geranium und Pyrethrum oder andere Kulturen; 

b) den in Absatz 1 dieses Artikels erfaßten Planta- 
gen Betriebskategorien hinzufügt, die darin nicht 
aufgeführt sind, auf Grund der innerstaatlichen 
Gesetzgebung oder Praxis aber als Plantagen 
gelten. 

Das betreffende Mitglied hat jede in diesem Sinne 
getroffene Maßnahme in seinen nach Artikel 22 der 
Verfassung der Internationalen Arbeitsorganisation 
vorzulegenden Jahresberichten anzugeben. 

3. Als „Plantagen" im Sinne dieses Artikels gel- 
ten normalerweise auch Betriebe, die sich mit der 
Aufbereitung des Erzeugnisses oder der Erzeugnisse 
der Plantage befassen. 

Artikel 2 

Jedes Mitglied, das dieses Übereinkommen rati- 
fiziert, verpflichtet sich, seine Bestimmungen auf 
alle Plantagenarbeiter in gleicher Weise und ohne 
Unterschied der Rasse, der Hautfarbe, des Ge- 
schlechts, des Glaubensbekenntnisses, der politischen 
Meinung, der Staatsangehörigkeit, der sozialen Her- 
kunft, der Zugehörigkeit zu einem Stammesverband 
oder der Mitgliedschaft in einer Gewerkschaft anzu- 
wenden. 

Artikel 3 

1. Jedes Mitglied, für das dieses Übereinkom- 
men in Kraft ist, hat 

a) anzuwenden 

i) Teil I, 

ii) die Teile IV, IX und XI, 

iii) mindestens zwei der folgenden Teile: II, III, 
V, VI, VII, VIII, X, XII und XIII, 

iv) Teil XIV, 

b) wenn es einen oder mehrere Teile von den aus 
dem Übereinkommen übernommenen Verpflich- 
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tungen ausgenommen hat, in einer der Ratifika- 
tion beigefügten Erklärung die ausgenommenen 
Teile zu bezeichnen. 

2. Jedes Mitglied, das eine Erklärung nach Ab- 
satz 1 Buchstabe b dieses Artikels abgegeben hat, 
hat in seinen nach Artikel 22 der Verfassung der 
Internationalen Arbeitsorganisation vorzulegenden 
Jahresberichten anzugeben, inwieweit Fortschritte 
zur Durchführung der ausgenommenen Teile ver- 
wirklicht worden sind. 

3. Jedes Mitglied, das das Übereinkommen rati- 
fiziert, aber bestimmte Teile nach den Bestimmun- 
gen der vorhergehenden Absätze ausgenommen hat, 
kann in der Folge dem Generaldirektor des Inter- 
nationalen Arbeitsamtes mitteilen, daß es die Ver- 
pflichtungen aus dem Übereinkommen für einen 
oder mehrere der bisher ausgenommenen Teile 
übernimmt; diese Verpflichtungen gelten als Be- 
standteil der Ratifikation und haben vom Zeitpunkt 
ihrer Mitteilung an die Wirkung einer Ratifikation. 

A r t i k e 1 4 

In Übereinstimmung mit Artikel 19 Abs. 8 der 
Verfassung der Internationalen Arbeitsorganisation 
darf keine Bestimmung dieses Übereinkommens so 
ausgelegt werden, als würde dadurch irgendein Ge- 
setz, Rechtsspruch, Gewohnheitsrecht oder Vertrag 
berührt, die den beteiligten Arbeitnehmern günsti- 
gere Bedingungen gewährleisten, als sie in dem 
Übereinkommen vorgesehen sind. 


TEIL II 

Anstellung und Anwerbung; Wanderarbeiter 

Artikel 5 

Im Sinne dieses Teiles des Übereinkommens gel- 
ten als „Anwerbung" alle Handlungen, die unter- 
nommen werden zu dem Zwecke, sich oder Dritten 
die Arbeit von Personen zu beschaffen, die ihre 
Dienste an der Arbeitsstätte, bei einer öffentlichen 
Auswanderungs- oder Arbeitsvermittlungsstelle 
oder in einer von einem Arbeitgeberverband ge- 
leiteten und der Aufsicht der zuständigen Stelle un- 
terstehenden Stelle nicht freiwillig anbieten. 

Artikel 6 

Die Anwerbung eines Familienhauptes darf nicht 
so ausgelegt werden, als ob sie die Anwerbung 
irgendeines Mitgliedes seiner Familie mitümfasse. 

Artikel 7 

Keine Person oder Vereinigung darf gewerbs- 
mäßig anwerben, es sei denn, daß diese Person oder 
Vereinigung von der zuständigen Stelle eine Er- 
laubnis zur Anwerbung erhalten hat und Arbeitneh- 
mer für eine öffentliche Verwaltung oder für einen 
oder mehrere bestimmte Arbeitgeber oder Arbeit- 
geberverbände anwirbt. 


Artikel 8 

Arbeitgeber und deren Beauftragte, Arbeitgeber- 
verbände, von Arbeitgebern unterstützte Verbände, 
Beauftragte der Arbeitgeberverbände und der von 
Arbeitgebern unterstützten Verbände dürfen nur 
anwerben, wenn sie von der zuständigen Stelle eine 
Erlaubnis zur Anwerbung erhalten haben. 

Artikel 9 

1. Die angeworbenen Arbeitnehmer sind einem 
öffentlichen Beamten vorzuführen, der sich zu ver- 
gewissern hat, ob die gesetzlichen Vorschriften über 
die Anwerbung eingehalten, insbesondere, ob die 
Arbeitnehmer keinem unerlaubten Druck ausgesetzt 
oder in betrügerischer oder irrtümlicher Weise an- 
geworben worden sind. 

2. Die angeworbenen Arbeitnehmer sind diesem 
Beamten möglichst nahe bei dem Anwerbungsort 
vorzuführen oder spätestens am Ort der Abreise 
aus dem Anwerbungsgebiet, sofern es sich um Ar- 
beitnehmer handelt, die in einem Gebiet für eine 
Beschäftigung in einem anderen, nicht derselben 
Verwaltung unterstellten Gebiet angeworben wur- 
den. 


Artikel 10 

Wenn sich dies nach den Umständen verwirk- 
lichen läßt und notwendig ist, hat die zuständige 
Stelle vorzuschreiben, daß jeder angeworbene Ar- 
beitnehmer, der nicht am Ort der Anwerbung oder 
in dessen Nähe eingestellt wird, ein Schriftstück — 
z. B. einen Ausweis, ein Arbeitsbuch oder einen 
vorläufigen Vertrag — erhält, worin die von der 
zuständigen Stelle gegebenenfalls festgesetzten Ein- 
zelheiten enthalten sind, z. B. Angaben über die 
Person des Arbeitnehmers, die Bedingungen für die 
in Aussicht genommene Beschäftigung und etwaige 
Lohnvorschüsse, die der Arbeitnehmer erhalten hat. 

Artikel 11 

1. Jeder angeworbene Arbeitnehmer ist ärztlich 
zu untersuchen. 

2. Wird der Arbeitnehmer angeworben für eine 
vom Ort der Anwerbung entfernte Beschäftigung 
oder für eine Beschäftigung in einem Gebiet, das 
einer anderen Verwaltung untersteht, so hat die 
ärztliche Untersuchung möglichst nahe beim Ort der 
Anwerbung zu erfolgen oder spätestens am Ort der 
Abreise aus dem Anwerbungsgebiet, sofern es sich 
um Arbeitnehmer handelt, die in einem Gebiet für 
eine Beschäftigung in einem anderen, nicht dersel- 
ben Verwaltung unterstellten Gebiet angeworben 
wurden. 

3. Die zuständige Stelle kann Öffentliche Beamte, 
denen die Arbeitnehmer nach Artikel 9 vorzuführen 
sind, ermächtigen, die Abreise dieser Arbeitnehmer 
vor der ärztlichen Untersuchung zuzulassen, wenn 
sie sich vergewissert haben, daß 

a) die ärztliche Untersuchung nahe beim Ort der 
Anwerbung oder am Ort der Abreise unmöglich 
war und ist, 
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b) der Arbeitnehmer für die Reise und die künftige 
Beschäftigung körperlich geeignet ist, 

c) der Arbeitnehmer bei der Ankunft an der Ar- 
beitsstätte oder möglichst bald danach ärztlich 
untersucht wird. 

4. Die zuständige Stelle kann anordnen, daß die 
angeworbenen Arbeitnehmer sowohl vor der Ab- 
reise als auch nach der Ankunft an der Arbeitsstätte 
ärztlich untersucht werden, insbesondere wenn die 
Reise so lange dauert und unter solchen Verhältnis- 
sen gemacht wird, daß die Gesundheit der Arbeit- 
nehmer darunter leiden könnte. 

5. Die zuständige Stelle hat sich zu vergewis- 
sern, daß alle notwendigen Maßnahmen getroffen 
werden, damit die angeworbenen Arbeitnehmer sich 
an das Klima gewöhnen, sich anpassen und ihre 
Schutzimpfung gegen Krankheiten vorgenommen 
werde. 

Artikel 12 

1. Der Anwerber oder der Arbeitgeber hat in 
jedem Fall, wo dies möglich ist, die angeworbenen 
Arbeitnehmer bis zur Arbeitsstätte befördern zu 
lassen. 

2. Die zuständige Stelle hat alle notwendigen 
Maßnahmen zu treffen, um sicherzustellen, daß 

a) die für die Beförderung der Arbeitnehmer ver- 
wendeten Fahrzeuge oder Schiffe hierzu geeig- 
net, hygienisch einwandfrei und nicht überfüllt 
sind, 

b) für geeignete Unterbringung der Arbeitnehmer 
gesorgt ist, wenn unterwegs übernachtet werden 
muß, 

c) im Falle lang andauernder Reisen alle notwen- 
digen Vorkehrungen für ärztliche Hilfe und für 
die Wohlfahrt der Arbeitnehmer getroffen wer- 
den. 

3. Wenn die angeworbenen Arbeitnehmer auf 
dem Weg zur Arbeitsstätte lange Fußmärsche zu- 
rücklegen müssen, hat die zuständige Stelle alle 
notwendigen Maßnahmen zu treffen, um sicherzu- 
stellen, daß 

a) die Länge der Tagesmärsche der Gesundheit der 
Arbeitnehmer nicht abträglich ist und ihren 
Kräften entspricht, 

b) sofern der Umfang des Transports der Arbeit- 
nehmer es erfordert, an geeigneten Stellen der 
Hauptverkehrsstraßen Ruhelager oder Unter- 
kunftsstätten errichtet werden, die sauber in- 
stand gehalten und für die nötige ärztliche 
Pflege eingerichtet sind, 

4. Wenn angeworbene Arbeitnehmer große 
Strecken bis zur Arbeitsstätte zurückzulegen haben 
und in Gruppen reisen, sind sie von einer verant- 
wortlichen Person zu begleiten. 

Artikel 13 

1. Die Kosten der Reise der angeworbenen Ar- 
beitnehmer bis zur Arbeitsstätte, einschließlich aller 
Aufwendungen für ihren Schutz während der Reise, 
sind vom Anwerber oder Arbeitgeber zu tragen. 


2. Der Anwerber oder der Arbeitgeber hat den 
angeworbenen Arbeitnehmern während der Reise 
zur Arbeitsstätte alles für ihren Unterhalt Notwen- 
dige zu liefern, insbesondere je nach den örtlichen 
Verhältnissen entsprechende Lebensmittel in genü- 
gender Menge, Trink wasser, Kochgerät und Brenn- 
stoff, Kleidungsstücke und Decken. 

Artikel 14 

Jeder angeworbene Arbeitnehmer ist auf Kosten 
des Anwerbers oder des Arbeitgebers heimzuschaf- 
fen, wenn er 

a) während der Reise zur Arbeitsstätte durch 
Krankheit oder Unfall arbeitsunfähig wird, 

b) bei -der ärztlichen Untersuchung für arbeitsun- 
tauglich befunden wird, 

c) nach der Anwerbung aus einem von ihm nicht 
verschuldeten Grunde nicht eingestellt wird, 

d) nach Feststellung der zuständigen Stelle in be- 
trügerischer oder irrtümlicher Weise angewor- 
ben worden ist. 

Artikel 15 

Wenn die Familien der angeworbenen Arbeitneh- 
mer die Erlaubnis erhalten haben, diese zur Ar- 
beitsstätte zu begleiten, so hat die zuständige Stelle 
alle notwendigen Maßnahmen für den Schutz ihrer 
Gesundheit und ihre Wohlfahrt während der Reise 
zu treffen. Insbesondere ist 

a) Artikel 12 und 13 dieses Übereinkommens auf 
solche Familien anzuwenden, 

b) im Falle der Heimschaffung des Arbeitnehmers 
nach Artikel 13 auch seine Familie heimzuschaf- 
fen, 

c) die Familie heimzuschaffen, wenn der Arbeit- 
nehmer während der Reise zur Arbeitsstätte 
stirbt. 

Artikel 16 

Die zuständige Stelle hat den Betrag, der den an- 
geworbenen Arbeitnehmern als Lohnvorschuß ge- 
währt werden darf, zu begrenzen und die Bedingun- 
gen zu regeln, unter denen solche Vorschüsse ge- 
währt werden dürfen. 

Artikel 17 

1. Jedes Mitglied, für das dieser Teil des Über- 
einkommens in Kraft ist, verpflichtet sich, soweit 
seine innerstaatliche Gesetzgebung es zuläßt, alle 
geeigneten Maßnahmen gegen irreführende Wer- 
bung zur Auswanderung und Einwanderung zu 
treffen. 

2. Zu diesem Zweck wird das Mitglied, falls es 
nützlich ist, mit den anderen beteiligten Mitglie- 
dern Zusammenarbeiten. 

Artikel 18 

Geeignetenfalls hat jedes Mitglied innerhalb der 
Grenzen seiner Zuständigkeit Maßnahmen zur Er- 
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leichterung der Abreise, der Reise und der Auf- 
nahme der zur Arbeit auf einer Plantage auswan- 
dernden Arbeitnehmer zu treffen. 


Artikel 19 

Jedes Mitglied, für das dieser Teil des Überein- 
kommens in Kraft ist, verpflichtet sich, in den Gren- 
zen seiner Zuständigkeit geeignete ärztliche Dienste 
zu unterhalten, 

a) die sich erforderlichenfalls sowohl im Zeitpunkt 
der Abreise als auch in dem der Ankunft davon 
zu vergewissern haben, daß sich die zur Arbeit 
auf einer Plantage auswandernden Arbeitneh- 
mer und ihre Familienmitglieder, die befugt sind, 
sie zu begleiten oder ihnen nachzufolgen, in be- 
friedigendem Gesundheitszustand befinden, 

b) die darüber zu wachen haben, daß die zur Ar- 
beit auf einer Plantage auswandernden Arbeit- 
nehmer und ihre Familienmitglieder im Zeit- 
punkt ihrer Abreise, während der Reise und bei 
ihrer Ankunft im Bestimmungsland ausreichende 
ärztliche Betreuung erhalten und sich guter 
hygienischer Bedingungen erfreuen. 


TEIL III 

Arbeitsverträge und Abschaffung 
von Strafvorschriften 

Artikel 20 

1. In den in dem betreffenden Gebiet in Kraft 
befindlichen Gesetzen und Vorschriften ist die 
Höchstdauer des Dienstverhältnisses festzusetzen, 
die in einem schriftlichen oder mündlichen Vertrag 
ausdrücklich oder sinngemäß vorgesehen werden 
darf. 

2. Die Höchstdauer des Dienstverhältnisses, die 
ausdrücklich oder sinngemäß in einem Vertrag für 
eine Beschäftigung vorgesehen werden kann, die 
keine lange und kostspielige Reise erfordert, darf, 
wenn die Arbeitnehmer nicht von ihren Familien 
begleitet werden, ein Jahr und, wenn sie von ihren 
Familien begleitet werden, zwei Jahre keinesfalls 
übersteigen. 

3. Die Höchstdauer des Dienstverhältnisses, die 
ausdrücklich oder sinngemäß in einem Vertrag für 
eine Beschäftigung vorgesehen werden kann, die 
eine lange und kostspielige Reise erfordert, darf, 
wenn die Arbeitnehmer nicht von ihren Familien 
begleitet werden, zwei Jahre und, wenn sie von 
ihren Familien begleitet werden, drei Jahre keines- 
falls übersteigen. 

4. Die zuständige Stelle kann nach Anhörung 
der die Beteiligten vertretenden Verbände der Ar- 
beitgeber und der Arbeitnehmer, soweit solche be- 
stehen, von der Durchführung dieses Teils des 
Übereinkommens Verträge ausnehmen, die zwi- 
schen Arbeitgebern und nichtmanuellen Arbeitneh- 
mern abgeschlossen werden, wenn die Entschluß- 
freiheit dieser Arbeitnehmer bei der Beschäfti- 


gungswahl ausreichend gewährleistet ist. Eine sol- 
che Ausnahme kann alle Plantagenarbeiter eines 
Gebietes, die in bestimmten Kulturen beschäftigten 
Plantagenarbeiter, die Arbeitnehmer eines be- 
stimmten Betriebes oder besondere Gruppen von 
Plantagenarbeitern umfassen. 

Artikel 21 

Die zuständige Stelle jedes Landes, in dem noch 
Strafvorschriften gegen Arbeitsvertragsbruch durch 
einen Plantagenarbeiter zur Anwendung kommen, 
hat Maßnahmen zur Abschaffung aller derartigen 
Strafvorschriften zu treffen. 


Artikel 22 

Die Abschaffung aller dieser Strafvorschriften 
soll durch eine geeignete und sofort durchführbare 
Maßnahme erreicht werden. 


Artikel 23 

Im Sinne dieses Teils des Übereinkommens gilt 

als „Arbeitsvertragsbruch" 

a) jede Weigerung oder Unterlassung des Arbeit- 
nehmers, die im Vertrag vereinbarte Arbeit auf- 
zunehmen oder auszuführen, 

b) jede Pflichtversäumnis und jeder mangelnde Ar- 
beitseifer des Arbeitnehmers, 

c) das eigenmächtige oder ungerechtfertigte Fern- 
bleiben des Arbeitnehmers, 

d) die Flucht des Arbeitnehmers. 


TEIL IV 
Löhne 

Artikel 24 

1. Die Festsetzung von Mindestlöhnen im Wege 
frei abgeschlossener Gesamtarbeitsverträge zwi- 
schen den die beteiligten Arbeitnehmer vertreten- 
den Gewerkschaften und den Arbeitgebern oder 
den Verbänden der Arbeitgeber ist zu fördern. 

2. Falls keine geeigneten Verfahren zur Festset- 
zung von Mindestlöhnen im Wege von Gesamt- 
arbeitsverträgen bestehen, sind die notwendigen 
Maßnahmen, gegebenenfalls durch die innerstaatliche 
Gesetzgebung, zu treffen, um die Festsetzung von 
Mindestlöhnen nach Anhörung von Vertretern der 
Arbeitgeber und der Arbeitnehmer, einschließlich 
von Vertretern ihrer Verbände, soweit solche be- 
stehen, auf der Basis völliger Gleichberechtigung zu 
ermöglichen. 

3. Die gemäß den Bestimmungen des vorstehen- 
den Absatzes festgesetzten Mindestlohnsätze haben 
für die beteiligten Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
verbindliche Kraft; sie dürfen nicht unterschritten 
werden. 
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Artikel 25 

1. Jedes Mitglied, für das dieses Übereinkom- 
men in Kraft ist, hat die erforderlichen Vorkehrun- 
gen zu treffen, um sicherzustellen, daß die betei- 
ligten Arbeitgeber und Arbeitnehmer von den gel- 
tenden Mindestlohnsätzen' Kenntnis erhalten und 
daß die wirklich gezahlten Löhne nicht niedriger 
sind als die geltenden Mindestsätze; diese Maß- 
nahmen haben die erforderlichen, den Verhältnissen 
auf den Plantagen des betreffenden Landes am 
besten entsprechenden überwaehungs-, Aufsichts- 
und Zwangsmaßnahmen zu umfassen. 

2. Jedem Arbeitnehmer, für den die Mindest- 
lohnsätze gelten, der aber einen geringeren Lohn 
erhalten hat, ist das Recht zu wahren, im Rechts- 
weg oder in einem anderen geeigneten Verfahren 
die Zahlung des ihm gebührenden Lohnrestes in- 
nerhalb einer von der innerstaatlichen Gesetz- 
gebung zu bestimmenden Frist zu erwirken. 

Artikel 26 

Barlöhne dürfen nur in der gesetzlichen Währung 
ausgezahlt werden. Die Lohnzahlung mittels Schuld- 
scheinen, Gutscheinen, Coupons oder irgendwelchen 
änderen Zahlungsmitteln, welche die gesetzliche 
Währung ersetzen sollen, ist zu verbieten. 

Artikel 27 

1. Durch die innerstaatliche Gesetzgebung, durch 
Gesamtarbeitsvertrag oder Schiedsspruch kann zu- 
gelassen werden, daß die Löhne dort, wo es üb- 
lich oder erwünscht ist, zum Teil durch Sachleistun- 
gen abgegolten werden dürfen; Lohnzahlung in 
Form von Getränken mit hohem Alkoholgehalt 
oder von Rauschgiften darf jedoch unter keinen 
Umständen gestattet werden. 

2. Falls die teilweise Abgeltung der Löhne durch 
Sachleistungen statthaft ist, sind geeignete Maß- 
nahmen zu treffen, damit die Sachleistungen dem 
persönlichen Gebrauch des Arbeitnehmers und sei- 
ner Familie dienen und den Bedürfnissen dieser 
Personen angepaßt sind. 

3. Besteht ein Teil des Arbeitsentgeltes aus 
Nahrung, Wohnung, Kleidung und anderen wesent- 
lichen Leistungen und Diensten, so hat die zustän- 
dige Stelle durch alle tunlichen Maßnahmen sicher- 
zustellen, daß sie angemessen sind und richtig mit 
ihrem Barwert berechnet werden. 

Artikel 28 

Der Lohn ist dem beteiligten Arbeitnehmer selbst 
auszuzahlen, außer wenn auf Grund der innerstaat- 
lichen Gesetzgebung, eines Gesamtarbeitsvertrages 
oder Schiedsspruches andere Bestimmungen gelten 
oder sich der beteiligte Arbeitnehmer mit einem 
anderen Verfahren einverstanden erklärt. 


Artikel 29 

Dem Arbeitgeber ist es untersagt, die Verfügungs- 
freiheit des Arbeitnehmers über seinen Lohn in 
irgendeiner Weise zu beschränken. 


Artikel 30 

1. Falls in einem Betriebe Läden zum Verkauf 
von Waren an die Arbeitnehmer oder Dienste be- 
stehen, deren Leistungen für diese bestimmt sind, 
so darf auf die Arbeitnehmer keinerlei Zwang zur 
Inanspruchnahme dieser Läden oder Dienste aus- 
geübt werden. 

2. Sofern keine anderen Läden oder Dienste zur 
Verfügung stehen, hat die zuständige Stelle durch 
geeignete Maßnahmen darauf hinzuwirken, daß der 
Verkauf von Waren und die Leistung der Dienste 
zu gerechten und angemessenen Preisen erfolgt oder 
daß die vom Arbeitgeber eingerichteten Läden oder 
Dienste nicht auf Gewinn gerichtet sind, sondern im 
Interesse der beteiligten Arbeitnehmer betrieben 
werden. 

Artikel 31 

1. Lohnabzüge dürfen nur unter den Bedingun- 
gen und in den Grenzen zugelassen werden, die von 
der innerstaatlichen Gesetzgebung vorgeschrieben 
oder durch einen Gesamtarbeitsvertrag oder Schieds- 
spruch bestimmt sind. 

2. Die Arbeitnehmer sind in der nach Ermessen 
der zuständigen Stelle am besten geeigneten Weise 
davon in Kenntnis zu setzen, unter welchen Bedin- 
gungen und in welchen Grenzen solche Abzüge vor- 
genommen werden dürfen. 

Artikel 32 

Zu verbieten ist jeder Lohnabzug zu dem Zweck, 
einem Arbeitgeber, dessen Vertreter oder irgend- 
einer Mittelsperson (z. B. einem mit der Anwerbung 
von Arbeitskräften beauftragten Agenten) eine un- 
mittelbare oder mittelbare Zahlung seitens eines 
Arbeitnehmers zu verschaffen, damit dieser eine 
Beschäftigung erlangt oder beibehält. 

Artikel 33 

1. Der Lohn muß in regelmäßigen Zeitabschnitten 
gezahlt werden. Sofern die Lohnzahlung in regel- 
mäßigen Zeitabschnitten nicht auf andere Weise be- 
friedigend gewährleistet ist, sind diese Zeitabschnitte 
durch die innerstaatliche Gesetzgebung vorzuschrei- 
ben oder durch einen Gesamtarbeitsvertrag oder 
Schiedsspruch zu bestimmen. 

2. Bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses hat 
die abschließende Begleichung des gesamten ge- 
schuldeten Lohnes nach den Vorschriften der inner- 
staatlichen Gesetzgebung oder den Bestimmungen 
eines Gesamtarbeitsvertrages oder Schiedsspruches 
oder, mangels solcher Vorschriften oder Bestimmun- 
gen, innerhalb einer unter Berücksichtigung der Ver- 
tragsbestimmungen angemessenen Frist zu erfolgen. 

Artikel 34 

Falls es notwendig ist, sind wirksame Maßnahmen 
zu treffen, um den Arbeitnehmern in angemessener 
und leicht verständlicher Weise Kenntnis zu geben 

a) von den für sie geltenden Lohnbedingungen, 

und zwar bevor sie eine Stelle antreten, sowie 

bei jeder Änderung dieser Bedingungen, 
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b) bei jeder Lohnzahlung von den Lohnbestand- 
teilen für die betreffende Lohnperiode, soweit 
diese Bestandteile veränderlich sind. 

A r t i k e 1 35 

Die gesetzlichen Vorschriften zur Durchführung 
der Artikel 26 bis 34 dieses Übereinkommens müssen 

a) den Beteiligten zur Kenntnis gebracht werden, 

b) die Personen bezeichnen, die für die Einhaltung 
der Vorschriften verantwortlich sind, 

c) angemessene Zwangsmaßnahmen für Übertretun- 
gen festsetzen, 

d) vorsehen, daß in allen Fällen, in denen es ange- 
zeigt ist, Aufzeichnungen in einer angemessenen 
Form und nach einem angemessenen Verfahren 
gemacht werden. 

TEIL V 

Bezahlter Jahresurlaub 
Artikel 36 

Plantagenarbeitern ist nach einer gewissen Dauer 
ununterbrochenen Dienstes bei demselben Arbeit- 
geber ein bezahlter Jahresurlaub zu gewähren. 

Artikel 37 

1. Jedem Mitglied, für das dieser Teil des Über- 
einkommens in Kraft ist, steht es frei, über das Ver- 
fahren zu entscheiden, nach welchem der bezahlte 
Urlaub der Plantagenarbeiter geregelt wird. 

2. Die Regelung des bezahlten Urlaubs der Plan- 
tagenarbeiter kann im Wege von Gesamtarbeits- 
verträgen oder dadurch gesichert werden, daß sie 
besonderen Stellen übertragen wird. 

3. Soweit das Verfahren, nach welchem der be- 
zahlte Urlaub der Plantagenarbeiter geregelt wird, 
es gestattet, 

a) sind die maßgebenden, beteiligten Arbeitgeber- 
und Arbeitnehmerverbände, soweit solche be- 
stehen, wie auch nach Ermessen der zuständigen 
Stelle andere durch ihren Beruf oder ihren Wir- 
kungskreis dazu besonders geeignete Personen 
zuvor eingehend zu Rate zu ziehen, 

b) haben die beteiligten Arbeitgeber und Arbeit- 
nehmer an der Regelung des bezahlten Urlaubs 
teilzunehmen oder müssen sie dabei zu Rate ge- 
zogen werden oder das Recht haben, angehört zu 
werden, und zwar in der Form und in dem Maße, 
wie die innerstaatliche Gesetzgebung dies vor- 
sieht, jedenfalls aber auf der Grundlage völliger 
Gleichberechtigung. 

Artikel 38 

Die erforderliche Mindestdauer ununterbrochenen 
Dienstes und die Mindestdauer des bezahlten Jahres- 
urlaubs sind durch die innerstaatliche Gesetzgebung, 
Gesamtarbeitsvertrag oder Schiedsspruch oder durch 
besondere Stellen, die mit der Regelung des bezahl- 


ten Urlaubs der Plantagenarbeiter betraut sind, oder 
nach einem anderen von der zuständigen Stelle ge- 
nehmigten Verfahren festzusetzen. 

A r t i k e 1 39 

Wo es angebracht ist, ist nach dem für die Rege- 
lung des bezahlten Urlaubs der Plantagenarbeiter 
eingeführten Verfahren Vorsorge zu treffen für 

a) eine günstigere Behandlung jugendlicher Arbeit- 
nehmer in Fällen, in denen der den erwachsenen 
Arbeitnehmern gewährte bezahlte Jahresurlaub 
als nicht angemessen für jugendliche Arbeitneh- 
mer angesehen wird, 

b) eine der Dienstdauer entsprechende Verlänge- 
rung des bezahlten Urlaubs, 

c) einen im entsprechenden Verhältnis bemessenen 
Urlaub oder eine Abgeltung des Urlaubs in Fäl- 
len, in denen die Dauer des ununterbrochenen 
Dienstes dem Arbeitnehmer keinen Anspruch auf 
bezahlten Jahresurlaub gibt, jedoch eine nach 
dem eingeführten Verfahren bestimmte Mindest- 
dauer überschreitet, 

d) die Nichteinrechnung von öffentlichen oder übli- 
chen Feiertagen und wöchentlichen Ruhezeiten in 
den bezahlten Jahresurlaub, ebenso von zeitwei- 
ligen Arbeitsunterbrechungen in einem nach dem 
eingeführten Verfahren bestimmten Ausmaß, ins- 
besondere wenn die Unterbrechungen durch 
Krankheit oder Unfall verursacht worden sind. 

Artikel 40 

1. Jeder Person, die nach diesem Übereinkommen 
Urlaub nimmt, ist für die ganze Urlaubsdauer min- 
destens ihr übliches Entgelt oder das nach den Ab- 
sätzen 2 und 3 dieses Artikels vorgeschriebene Ent- 
gelt zu zahlen. 

2. Das Urlaubsgeld ist in der Weise zu berech- 
nen, wie es durch die innerstaatliche Gesetzgebung, 
Gesamtarbeitsvertrag oder Schiedsspruch oder durch 
besondere Stellen, die mit der Regelung des be- 
zahlten Urlaubs der Plantagenarbeiter betraut sind, 
oder nach einem anderen von der zuständigen Stelle 
genehmigten Verfahren bestimmt ist. 

3. Schließt das Entgelt einer Person, die Urlaub 
nimmt, Sachleistungen ein, so kann ihr für die 
Urlaubsdauer ein den Sachleistungen entsprechender 
Geldbetrag gezahlt werden. 

Artikel 41 

Jede Vereinbarung über die Abdingung des An- 
spruchs auf den bezahlten Jahresurlaub oder über 
den Verzicht auf diesen Urlaub ist als nichtig an- 
zusehen. 

Artikel 42 

Wird der Plantagenarbeiter entlassen oder gibt er 
seine Beschäftigung auf, bevor er den ihm zustehen- 
den Urlaub ganz oder teilweise genommen hat, so 
ist ihm für jeden ihm nach diesem Teil des Über- 
einkommens zustehenden Urlaubstag das in Arti- 
kel 40 vorgesehene Entgelt zu zahlen. 
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TEIL VI 

Wöchentliche Ruhezeit 

Artikel 43 

1. Plantagenarbeitern ist unter Vorbehalt der in 
den folgenden Artikeln festgesetzten Ausnahmen 
innerhalb eines Zeitraumes von sieben Tagen eine 
Ruhezeit von mindestens vierundzwanzig aufeinan- 
derfolgenden Stunden zu gewähren. 

2. Diese Ruhezeit ist, soweit wie möglich, allen 
Arbeitnehmern jeder Plantage gleichzeitig zu ge- 
währen. 

3. Sie ist derart festzusetzen, daß sie, soweit wie 
möglich, auf die durch Herkommen und Brauch des 
Landes oder der Gegend bestimmten Ruhetage fällt. 

Artikel 44 

1. Jedes Mitglied kann, gänzlich oder teilweise, 
Ausnahmen von den Bestimmungen des Artikels 43 
zulassen (einschließlich Aufhebung und Verkürzung 
der Ruhezeiten). Hierbei soll es berechtigten Er- 
wägungen der Menschlichkeit einerseits, der Wirt- 
schaftlichkeit andererseits, besonders Rechnung tra- 
gen. Falls zuständige Berufsverbände der Arbeit- 
geber und der Arbeitnehmer bestehen, sollen sie 
angehört werden. 

2. Diese Anhörung ist nicht erforderlich für Aus- 
nahmen, die bereits gesetzlich festgelegt sind. 

Artikel 45 

Jedes Mitglied hat, soweit wie möglich, Bestim- 
mungen zu treffen, die eine Ersatzruhezeit für Auf- 
hebungen und Kürzungen nach Artikel 44 gewähren, 
es sei denn, daß Vereinbarungen oder Ortsgebräuche 
solche Ruhezeiten bereits vorsehen. 


TEIL VII 
Mutterschutz 
Artikel 46 

Im Sinne dieses Teils des Übereinkommens gilt 
als „Frau" jede Person weiblichen Geschlechts ohne 
Unterschied des Alters, der Staatsangehörigkeit, der 
Rasse oder der Religion, gleichviel ob sie verheiratet 
oder unverheiratet ist, und als „Kind" jedes Kind, 
gleichviel ob es ehelich oder außerehelich geboren ist 

Artikel 47 

1. Eine Frau, auf die dieses Übereinkommen An- 
wendung findet, hat bei Vorlage eines geeigneten 
Nachweises, in dem der voraussichtliche Zeitpunkt 
ihrer Niederkunft angegeben ist, Anspruch auf 
Mutterschaftsurlaub. 

2. Die zuständige Stelle kann nach Anhörung der 
maßgebenden Arbeitgeber- und Arbeitnehmerver- 
bände, soweit solche bestehen, eine Wartezeit füt 
Mutterschaftsurlaub vorschreiben, die insgesamt 


hundertfünfzig Tage Beschäftigung bei dem gleichen 
Arbeitgeber während der der Niederkunft voraus- 
gehenden zwölf Monate nicht übersteigen darf. 

3. Die Dauer des Mutterschaftsurlaubs hat min- 
destens zwölf Wochen zu betragen; ein Teil dieses 
Urlaubs muß nach der Niederkunft genommen wer- 
den. 

4. Die Dauer des pflichtmäßigen Urlaubs nach 
der Niederkunft ist durch die innerstaatliche Gesetz- 
gebung zu bestimmen, darf aber keinesfalls weniger 
als sechs Wodien betragen; der Rest des gesamten 
Mutterschaftsurlaubs kann je nach den Bestimmun- 
gen der innerstaatlichen Gesetzgebung entweder vor 
dem voraussichtlichen Zeitpunkt der Niederkunft 
oder nach Ablauf des pflichtmäßigen Urlaubs oder 
teilweise vor dem voraussichtlichen Zeitpunkt der 
Niederkunft und teilweise nach Ablauf des pflicht- 
mäßigen Urlaubs beansprucht werden. 

5. Findet die Niederkunft nach dem voraussicht- 
lichen Zeitpunkt statt, so wird der vor diesem Zeit- 
punkt beanspruchte Urlaub auf alle Fälle bis zum 
tatsächlichen Zeitpunkt der Niederkunft verlängert; 
die Dauer des pflichtmäßigen Urlaubs nach der 
Niederkunft darf aus diesem Grund nicht verkürzt 
werden. 

6. Im Fall einer Krankheit, die laut geeignetem 
Nachweis eine Folge der Schwangerschaft ist, hat 
die innerstaatliche Gesetzgebung einen zusätzlichen 
Urlaub vor der Niederkunft vorzusehen, dessen 
Höchstdauer von der zuständigen Stelle festgesetzt 
werden kann. 

7. Im Fall einer Krankheit, die laut geeignetem 
Nachweis eine Folge der Niederkunft ist, hat die 
Frau Anspruch auf einen zusätzlichen Urlaub nach 
der Niederkunft, dessen Höchstdauer von der zu- 
ständigen Stelle festgesetzt werden kann. 

8. Während des der Niederkunft unmittelbar 
vorangehenden Zeitraumes dürfen werdende Mütter 
zu keiner Arbeit herangezogen werden, die ihnen 
Schaden zufügen könnte. 

Artikel 48 

1. Bleibt eine Frau nach den Bestimmungen von 
Artikel 47 dieses Übereinkommens der Arbeit fern, 
so hat sie Anspruch auf Geldleistungen und ärztliche 
Leistungen. 

2. Die Höhe der Geldleistungen ist durch die 
innerstaatliche Gesetzgebung so festzusetzen, daß 
sie ausreichen, um den vollständigen Unterhalt der 
Frau und ihres Kindes in guten gesundheitlichen 
Verhältnissen bei angemessener Lebenshaltung zu 
gewährleisten. 

3. Die ärztlichen Leistungen haben Betreuung 
vor, während und nach der Niederkunft durch ge- 
prüfte Hebammen oder durch Ärzte und, wenn er- 
forderlich, Anstaltspflege zu umfassen; die Wahl 
des Arztes und die Wahl zwischen einer öffentlichen 
oder einer privaten Anstalt sind, soweit möglich, 
freizustellen. 

4. Jeder Beitrag im Rahmen einer Pflichtver- 
sicherung, die Leistungen im Falle der Mutterschaft 
vorsieht, und jede öffentliche Abgabe, die auf Grund 
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des bezahlten Arbeitsentgelts errechnet und zum 
Zweck der Gewährung derartiger Leistungen er- 
hoben wird, sind entsprechend der Gesamtzahl der 
in den betreffenden Betrieben beschäftigten männ- 
lichen und weiblichen Arbeitnehmer ohne Unterschied 
des Geschlechts zu zahlen, gleichviel ob die Zahlung 
durch den Arbeitgeber oder gemeinsam durch den 
Arbeitgeber und die Arbeitnehmer erfolgt. 

Artikel 49 

1. Einer Frau, die ihr Kind stillt, ist das Recht 
einzuräumen, zu diesem Zweck ihre Arbeit einmal 
oder mehrere Male zu unterbrechen; die Umstände 
dieser Unterbrechungen sind durch die innerstaat- 
liche Gesetzgebung zu bestimmen. 

2. Arbeitsunterbrechungen zum Zwecke des Stil- 
lens gelten als Arbeitszeit und sind entsprechend zu 
bezahlen, wenn die Frage durch die innerstaatliche 
Gesetzgebung oder in Übereinstimmung mit ihr ge- 
regelt wird; wird die Frage durch Gesamtarbeits- 
verträge geregelt, so sind die Bestimmungen des 
betreffenden Gesamtarbeitsvertrages maßgebend. 

Artikel 50 

1. Bleibt eine Frau nach den Bestimmungen von 
Artikel 47 der Arbeit fern, so darf der Arbeitgeber 
ihr weder während der Abwesenheit noch auf einen 
solchen Zeitpunkt kündigen, daß die Kündigungs- 
frist während ihrer Abwesenheit abläuft. 

2. Es ist verboten, eine Frau lediglich deshalb zu 
entlassen, weil sie werdende oder stillende Mutter ist. 

TEIL VIII 

Entschädigung bei Arbeitsunfällen 

Artikel 51 

Jedes Mitglied der Internationalen Arbeitsorgani- 
sation, für das dieser Teil des Übereinkommens in 
Kraft ist, verpflichtet sich, seine Gesetze und Ver- 
ordnungen über Entschädigung der Arbeiter bei 
Unfällen infolge oder gelegentlich der Arbeit auf 
alle Plantagenarbeiter auszudehnen. 

Artikel 52 

1. Jedes Mitglied, für das dieser Teil des Über- 
einkommens in Kraft ist, verpflichtet sich, den Staats- 
angehörigen jedes anderen Mitgliedes, für das dieser 
Teil des . Übereinkommens in Kraft ist, die auf 
seinem Gebiet einen Arbeitsunfall erlitten haben, 
oder ihren Hinterbliebenen die gleiche Behandlung 
in der Entschädigung bei Arbeitsunfällen zu ge- 
währen wie seinen eigenen Staatsangehörigen. 

2. Diese Gleichbehandlung wird den ausländi- 
schen Arbeitnehmern und ihren Hinterbliebenen 
ohne Rücksicht auf ihren Wohnsitz gewährt. Soweit 
indes Zahlungen in Frage kommen, die ein Mitglied 
oder dessen Staatsangehörige diesem Grundsatz ge- 
mäß im Auslande zu leisten hätten, sind die ent- 
sprechenden Maßnahmen nötigenfalls durch Sonder- 


abkommen zwischen den beteiligten Mitgliedern zu 
vereinbaren. 

Artikel 53 

Durch besondere Vereinbarungen zwischen den 
beteiligten Mitgliedern kann bestimmt werden, daß 
auf die Entschädigung bei Unfällen solcher Arbeit- 
nehmer, die nur vorübergehend oder mit Unter- 
brechungen im Gebiet eines Mitgliedes für Rechnung 
eines im Gebiet eines anderen Mitgliedes gelegenen 
Unternehmens beschäftigt sind, die gesetzlichen Vor- 
schriften des letztgenannten Mitgliedes Anwendung 
finden sollen. 

TEIL IX 

Vereinigungsrecht und Recht 
zu Kollektiwerhandlungen 

Artikel 54 

Das Vereinigungsrecht der Arbeitgeber und der 
Arbeitnehmer zu allen gesetzlich erlaubten Zwecken 
ist durch geeignete Maßnahmen zu gewährleisten. 

Artikel 55 

Bei allen Verfahren zur Prüfung von Streitigkei- 
ten zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern ist 
für möglichste Einfachheit und Schnelligkeit zu 
sorgen. 

Artikel 56 

1. Es ist daraufhinzuwirken, daß die Arbeitgeber 
und die Arbeitnehmer Arbeitsstreitigkeiten vermei- 
den und auftretende Streitigkeiten im Wege der 
Schlichtung nach den Grundsätzen der Billigkeit 
regeln. 

2. In diesem Sinne sind alle tunlichen Maßnah- 
men zu treffen, um die Vertreter der Verbände der 
Arbeitgeber und der Arbeitnehmer in bezug auf 
Einrichtung und Tätigkeit der Schlichtungsstellen 
anzuhören und sie daran zu beteiligen. 

3. Unbeschadet der Tätigkeit dieser Stellen sind 
öffentliche Beamte mit der Prüfung der Arbeitsstrei- 
tigkeiten zu betrauen. Sie haben auf deren Schlich- 
tung hinzuwirken und sich zu bemühen, den Parteien 
behilflich zu sein, sie nach den Grundsätzen der 
Billigkeit beizulegen. 

4. Soweit tunlich, sind mit diesen Aufgaben hier- 
für besonders bezeichnete Beamte zu betrauen. 

Artikel 57 

1. Verfahren zur Beilegung von Streitigkeiten 
zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern sind so 
rasch wie möglich einzurichten. 

2. Vertreter der beteiligten Arbeitgeber und der 
beteiligten Arbeitnehmer, einschließlich Vertreter 
ihrer Verbände, soweit solche bestehen, sind an der 
Durchführung dieser Verfahren derart und so weit 
zu beteiligen, wie es die zuständige Stelle bestimmt, 
jedenfalls aber in gleicher Zahl und mit gleichen 
Rechten. 
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Artikel 58 

1. Die Arbeitnehmer sind vor jeder gegen die 
Vereinigungsfreiheit gerichteten unterschiedlichen 
Behandlung, die mit ihrer Beschäftigung in Zusam- 
menhang steht, angemessen zu schützen. 

2. Dieser Schutz ist insbesondere gegenüber 
Handlungen zu gewähren, die darauf gerichtet sind, 

a) die Beschäftigung eines Arbeitnehmers davon 
abhängig zu machen, daß er keiner Gewerkschaft 
beitritt oder aus einer Gewerkschaft austritt, 

b) einen Arbeitnehmer zu entlassen oder auf son- 
stige Weise zu benachteiligen, weil er einer Ge- 
werkschaft angehört oder weil er sich außerhalb 
der Arbeitszeit oder mit Zustimmung des Arbeit- 
gebers während der Arbeitszeit gewerkschaftlich 
betätigt. 

Artikel 59 

1. Den Organisationen der Arbeitnehmer und 
der Arbeitgeber ist in bezug auf ihre Bildung, Tätig- 
keit und Verwaltung gebührender Schutz gegen jede 
Einmischung von der anderen Seite, sowohl seitens 
der Organisation wie auch ihrer Vertreter oder Mit- 
glieder, zu gewähren. 

2. Als Einmischung im Sinne dieses Artikels gel- 
ten Handlungen, die darauf gerichtet sind, von einem 
Arbeitgeber oder von einer Organisation von Arbeit- 
gebern abhängige Organisationen von Arbeitnehmern 
ins Leben zu rufen oder Organisationen von Arbeit- 
nehmern durch Geldmittel oder auf sonstige Weise 
zu unterstützen, um sie unter den Einfluß eines 
Arbeitgebers oder einer Organisafion von Arbeit- 
gebern zu bringen. 

Artikel 60 

Soweit erforderlich, sind den Landesverhältnissen 
angepaßte Einrichtungen zu schaffen, um den Schutz 
des Vereinigungsrechtes im Sinne der vorangehen- 
den Artikel zu gewährleisten. 

Artikel 61 

Soweit erforderlich, sind den Landesverhältnissen 
angepaßte Maßnahmen zu treffen, um im weitesten 
Umfang Entwicklung und Anwendung von Verfah- 
ren zu fördern, durch die Arbeitgeber oder Organi- 
sationen von Arbeitgebern einerseits und Organi- 
sationen von Arbeitnehmern anderseits freiwillig 
über den Abschluß von Gesamtarbeitsverträgen zur 
Regelung der Lohn- und Arbeitsbedingungen ver- 
handeln können. 


TEIL X 

Vereinigungsfreiheit 

Artikel 62 

Die Arbeitnehmer und die Arbeitgeber ohne jeden 
Unterschied haben das Recht, ohne vorherige Ge- 
nehmigung Organisationen nach eigener Wahl zu 


bilden und solchen Organisationen beizutreten, wo- 
bei lediglich die Bedingung gilt, daß sie deren 
Satzungen einhalten. 

Artikel 63 

1. Die Organisationen der Arbeitnehmer und der 
Arbeitgeber haben das Recht, sich Satzungen und 
Geschäftsordnungen zu geben, ihre Vertreter frei zu 
wählen, ihre Geschäftsführung und Tätigkeit zu 
regeln und ihr Programm aufzustellen. 

2. Die Behörden haben sich jedes Eingriffes zu 
enthalten, der geeignet wäre, dieses Recht zu be- 
schränken oder dessen rechtmäßige Ausübung zu 
behindern. 

Artikel 64 

Die Organisationen der Arbeitnehmer und der 
Arbeitgeber dürfen im Verwaltungswege weder auf- 
gelöst noch zeitweilig eingestellt werden. 

Artikel 65 

Die Organisationen der Arbeitnehmer und der 
Arbeitgeber sind berechtigt, Verbände und Zentral- 
verbände zu bilden und sich solchen anzuschließen. 
Die Organisationen, Verbände und Zentralverbände 
haben das Recht, sich internationalen Organisationen 
der Arbeitnehmer und der Arbeitgeber anzuschließen. 

Artikel 66 

Die Bestimmungen der Artikel 62, 63 und 64 finden 
auf die Verbände und Zentralverbände von Organi- 
sationen der Arbeitnehmer und der Arbeitgeber 
Anwendung. 

Artikel 67 

Der Erwerb der Rechtspersönlichkeit durch Orga- 
nisationen der Arbeitnehmer und der Arbeitgeber, 
ihre Verbände und Zentralverbände darf nicht an 
Bedingungen geknüpft werden, die geeignet sind, 
die Anwendung der Bestimmungen der Artikel 62, 
63 und 64 zu beeinträchtigen. 

A r t i k e 1 68 

1. Die Arbeitnehmer und die Arbeitgeber und 
ihre Organisationen haben sich gleich anderen Per- 
sonen und organisierten Gemeinschaften bei Aus- 
übung der ihnen durch diesen Teil dieses Überein- 
kommens zuerkannten Rechte an die Gesetze zu 
halten. 

2. Die in diesem Teil des Übereinkommens vor- 
gesehenen Rechte dürfen weder durch die inner- 
staatliche Gesetzgebung noch durch die Art ihrer 
Anwendung geschmälert werden. 

Artikel 69 

In diesem Teil des Übereinkommens bezeichnet 
der Ausdruck „Organisation“ jede Organisation von 
Arbeitnehmern oder von Arbeitgebern, welche die 
Förderung und den Schutz der Interessen der Arbeit- 
nehmer oder der Arbeitgeber zum Ziele hat. 
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Artikel 70 

Jedes Mitglied, für das dieser Teil des Überein- 
kommens in Kraft ist, verpflichtet sich, alle erforder- 
lichen und geeigneten Maßnahmen zu treffen, um 
den Arbeitnehmern und den Arbeitgebern die freie 
Ausübung des Vereinigungsrechtes zu gewährleisten. 

TEIL XI 

Arbeitsaufsicht 

Artikel 71 

Jedes Mitglied, für das dieses Übereinkommen 
in Kraft ist, hat eine Arbeitsaufsicht zu unterhalten. 

Artikel 72 

Das Personal der Dienststellen der Arbeitsaufsicht 
hat aus zweckentsprechend ausgebildeten Aufsichts- 
beamten zu bestehen. 

Artikel 73 

Den Arbeitnehmern und ihren Vertretern ist der 
freie Verkehr mit den Aufsichtsbeamten auf jede 
Weise zu erleichtern. 

Artikel 74 

1. Der Arbeitsaufsicht obliegt 

a) die Sicherstellung der Durchführung der gesetz- 
lichen Vorschriften über die Arbeitsbedingungen 
und den Schutz der Arbeitnehmer bei der Aus- 
führung ihrer Arbeit, wie der Vorschriften über 
Arbeitszeit, Löhne, Unfallverhütung, Gesundheits- 
schutz und Wohlfahrt, die Beschäftigung von 
Kindern und Jugendlichen, und anderer damit 
in Zusammenhang stehender Angelegenheiten, 
soweit die Aufsichtsbeamten mit der Sicherstel- 
lung der Durchführung dieser Vorschriften be- 
traut sind, 

b) die Belehrung der Arbeitgeber und der Arbeit- 
nehmer durch technische Aufklärung und Rat- 
schläge über die wirksamsten Mittel zur Einhal- 
tung der gesetzlichen Vorschriften, 

c) die Verständigung der zuständigen Stelle von 
den durch die bestehenden gesetzlichen Vor- 
schriften nicht ausdrücklich erfaßten Mängeln 
oder Mißbräuchen. 

2. Werden den Aufsichtsbeamten weitere Auf- 
gaben übertragen, so dürfen diese sie weder an der 
wirksamen Erfüllung ihrer Hauptaufgaben hindern, 
noch das Ansehen und die Unparteilichkeit irgend- 
wie gefährden, deren die Aufsichtsbeamten in ihren 
Beziehungen zu den Arbeitgebern und den Arbeit- 
nehmern bedürfen. 

Artikel 75 

Die zuständige Stelle hat geeignete Maßnahmen 
zu treffen zur Förderung 


a) einer wirksamen Zusammenarbeit zwischen den 
Dienststellen der Arbeitsaufsicht einerseits und 
den auf ähnlichen Gebieten tätigen anderen Be- 
hörden und öffentlichen oder privaten Einrich- 
tungen anderseits, 

b) der Zusammenarbeit zwischen den Aufsichts- 
beamten sowie den Arbeitgebern und den Arbeit- 
nehmern oder deren Verbänden. 

Artikel 76 

Das Aufsichtspersonal hat aus öffentlichen Beam- 
ten zu bestehen, deren Stellung und Dienstverhält- 
nisse ihnen Stetigkeit der Beschäftigung und Unab- 
hängigkeit von Veränderungen in der Regierung 
und von unzulässigen äußeren Einflüssen verbürgen. 

Artikel 77 

1. Die zuständige Stelle trifft die notwendigen 
Maßnahmen, um die Aufsichtsbeamten zu versorgen 
mit 

a) örtlichen, entsprechend den dienstlichen Erforder- 
nissen ausgestatteten und allen Beteiligten zu- 
gänglichen Amtsräumlichkeiten, 

b) den für die Ausführung ihrer Aufgaben erforder- 
lichen Verkehrsmitteln, wenn zweckdienliche 
öffentliche Verkehrsmittel fehlen. 

2. Die zuständige Stelle trifft die notwendigen 
Maßnahmen, um den Aufsichtsbeamten alle für die 
Ausführung ihrer Aufgaben notwendigen Reisekosten 
und sonstigen Nebenauslagen zu erstatten. 

A r t i k e 1 78 

1. Die mit den erforderlichen Ausweisen ver- 
sehenen Aufsichtsbeamten sind befugt, 

a) jederzeit bei Tag und bei Nacht jede der Auf- 
sicht unterstellte Arbeitsstätte frei und unange- 
meldet zu betreten; 

b) bei Tag alle Räumlichkeiten zu betreten, von 
denen sie mit giitem Grund annehmen können, 
daß sie der Aufsicht unterstehen; 

c) alle ihnen notwendig erscheinenden Prüfungen, 
Feststellungen oder Erhebungen vorzunehmen, 
um sich von der strengen Einhaltung der gesetz- 
lichen Vorschriften zu überzeugen, und insbe- 
sondere 

i) den Arbeitgeber oder -das Personal des Be- 
triebes allein oder in Gegenwart von Zeugen 
über alle die Durchführung der gesetzlichen 
Vorschriften betreffenden Angelegenheiten zu 
befragen, 

ii) die Vorlage aller durch die Gesetzgebung 
über die Arbeitsbedingungen vorgeschriebe- 
nen Bücher, Verzeichnisse oder sonstigen 
Unterlagen zur Nachprüfung ihrer Überein- 
stimmung mit den gesetzlichen Vorschriften 
zu verlangen und Abschriften dieser Unter- 
lagen oder Auszüge aus ihnen anzufertigen, 

iii) das Anschlägen der gesetzlich vorgeschriebe- 
nen Bekanntmachungen anzuordnen, 
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iv) Proben der verwendeten oder gehandhabten 
Stoffe und Substanzen zum Zwecke von 
Analysen zu entnehmen und mit sich zu 
nehmen, wobei jedoch der Arbeitgeber oder 
sein Vertreter von der Entnahme oder Mit- 
nahme von Stoffen oder Substanzen für 
diesen Zweck zu verständigen ist. 

2. Bei der Vornahme einer Besichtigung hat der 
Aufsichtsbeamte dem Arbeitgeber oder dessen Ver- 
treter von seiner Gegenwart Kenntnis zu geben, es 
sei denn, daß eine solche Verständigung seiner An- 
sicht nach die Wirksamkeit der Kontrolle beein- 
trächtigen könnte. 

Artikel 79 

Vorbehaltlich der durch die Gesetzgebung allen- 
falls vorgesehenen Ausnahmen gelten für die Auf- 
sichtsbeamten folgende Vorschriften: 

a) Sie dürfen an den ihrer Aufsicht unterstellten 
Betrieben weder unmittelbar noch mittelbar be- 
teiligt sein. 

b) Sie müssen unter Androhung geeigneter straf- 
rechtlicher oder disziplinarischer Ahndung ver- 
pflichtet sein, selbst nach Ausscheiden aus dem 
Dienst, irgendwelche Fabrikations- oder Ge- 
schäftsgeheimnisse oder Arbeitsverfahren, die 
bei Ausübung ihrer Befugnisse zu ihrer Kenntnis 
kommen, nicht preiszugeben. 

c) Sie haben die Quelle jeder Beschwerde über 
einen bestehenden Mangel oder über eine Ver- 
letzung der gesetzlichen Vorschriften als unbe- 
dingt vertraulich zu behandeln und dürfen weder 
dem Arbeitgeber noch dessen Vertreter andeuten, 
daß eine Besichtigung durch eine Beschwerde 
veranlaßt worden ist. 

Artikel 80 

Der Arbeitsaufsicht sind Arbeitsunfälle und Be- 
rufskrankheiten in den Fällen und in der Art anzu- 
zeigen, wie sie die innerstaatliche Gesetzgebung 
vorschreibt. 

Artikel 81 

Die Arbeitsstätten sind so oft und so gründlich zu 
besichtigen, als zur Sicherung einer wirksamen 
Durchführung der einschlägigen gesetzlichen Vor- 
schriften notwendig ist. 

Artikel 82 

1. Wer gesetzliche Vorschriften, mit deren Durch- 
führung die Aufsichtsbeamten betraut sind, verletzt 
oder mißachtet, unterliegt sofortiger gesetzlicher 
Verfolgung ohne vorgängige Verwarnung. Die inner- 
staatliche Gesetzgebung kann jedoch Ausnahmen für 
die Fälle vorsehen, in denen eine vorgängige Auf- 
forderung zur Behebung von Mängeln oder zur 
Durchführung vorbeugender Maßnahmen zu erfol- 
gen hat. 

2. Es bleibt dem freien Ermessen der Aufsichts- 
beamten überlassen, an Stelle der Einleitung oder 
Beantragung der Strafverfolgung Verwarnungen 
oder Ratschläge zu erteilen. 


Artikel 83 

Die innerstaatliche Gesetzgebung hat angemessene 
Zwangsmaßnahmen gegen Übertretung der gesetz- 
lichen Vorschriften, deren Durchführung von den 
Aufsichtsbeamten überwacht wird, und gegen die 
Behinderung der Aufsichtsbeamten bei der Ausfüh- 
rung ihrer Aufgaben vorzusehen und wirksam an- 
zuwenden. 

Artikel 84 

1. Die Aufsichtsbeamten oder die örtlichen 
Dienststellen der Arbeitsaufsicht sind verpflichtet, 
der zentralen Aufsichtsbehörde regelmäßig allge- 
meine Berichte über die Ergebnisse ihrer Aufsichts- 
tätigkeit vorzulegen. 

2. Diese Berichte sind in der von der Zentral- 
behörde vorgeschriebenen Weise zu verfassen und 
haben Gegenstände zu behandeln, die von ihr von 
Zeit zu Zeit festgesetzt werden. Sie sind mindestens 
so oft, wie es die Zentralbehörde vor schreibt, je- 
denfalls aber mindestens einmal im Jahre vorzu- 
legen. 


TEIL XII 
Unterkunft 
Artikel 85 

Die zuständigen Stellen haben in Beratung mit 
den Vertretern der beteiligten Arbeitgeber- und 
Arbeitnehmerverbände, soweit solche bestehen, die 
Bereitstellung von ausreichenden Unterkünften für 
die Plantagenarbeiter in geeigneter Weise zu för- 
dern. 

Artikel 86 

1. Die Mindestnormen und -Vorschriften für die 
Unterkünfte, die gemäß dem vorstehenden Artikel 
bereitgestellt werden sollen, sind von der zustän- 
digen Behörde festzusetzen. Diese soll, soweit mög- 
lich, aus Vertretern der Arbeitgeber und der Ar- 
beitnehmer bestehende Beratungsausschüsse zur 
Begutachtung von Fragen der Unterkunft einsetzen. 

2. Diese Mindestnormen sollen Vorschriften ent- 
halten betreffend 

a) die zu verwendenden Baustoffe, 

b) die Mindestgröße der Unterkünfte, die Anord- 
nung, Belüftung, Bodenfläche und Höhe der 
Räume, 

c) die Verandafläche, die Koch- und Waschgelegen- 
heiten, Abstellräume, die Wasserversorgung so- 
wie die sanitären Anlagen. 

Artikel 87 

Die Gesetzgebung hat angemessene Zwangsmaß- 
nahmen gegen Übertretungen der gemäß dem vor- 
stehenden Artikel erlassenen gesetzlichen Vor- 
schriften vorzusehen und wirksam anzuwenden. 
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Artikel 88 

1. Werden Unterkünfte vom Arbeitgeber zur 
Verfügung gestellt, so dürfen die Mietbedingungen 
für Plantagenarbeiter nicht ungünstiger sein als die 
durch die innerstaatliche Gesetzgebung festgesetz- 
ten oder landesüblichen Bedingungen. 

2. Wenn ein auf der Plantage untergebrachter 
Arbeitnehmer entlassen wird, so ist ihm eine an- 
gemessene Frist zur Räumung der Unterkunft zu 
bewilligen. Ist diese Frist nicht gesetzlich festgelegt, 
so ist sie durch ein anerkanntes Verhandlungsver- 
fahren zu bestimmen. Kann auf diesem Wege keine 
Einigung erzielt werden, so ist der ordentliche Zivil- 
rechtsweg zu beschreiten. 


TEIL XIII 

Ärztliche Betreuung 

Artikel 89 

Die zuständigen Stellen haben in Beratung mit 
den Vertretern der beteiligten Arbeitgeber- und 
Arbeitnehmerverbände, soweit solche bestehen, die 
Bereitstellung von ausreichenden ärztlichen Dien- 
sten für Plantagenarbeiter und deren Familienan- 
gehörige in geeigneter Weise zu fördern. 

Artikel 90 

1. Die ärztlichen Dienste müssen den von den 
Behörden vorgeschriebenen Normen entsprechen, 
der Zahl der in Betracht kommenden Personen an- 
gemessen sein und über eine ausreichende Zahl 
qualifizierter Kräfte zur Durchführung ihrer Auf- 
gabe verfügen. 

2. Sofern diese Dienste von den zuständigen öf- 
fentlichen Behörden bereitgestellt werden, haben 
sie den Normen, Bräuchen und Gepflogenheiten der 
betreffenden Behörde zu entsprechen. 

Artikel 91 

Die zuständige Stelle hat in Beratung mit den 
Vertretern der beteiligten Arbeitgeber- und Arbeit- 
nehmerverbände, soweit solche bestehen, Maßnah- 
men zu ergreifen, um endemische Krankheiten in 
Plantagengebieten zum Verschwinden oder unter 
Kontrolle zu bringen. 

TEIL XIV 

Schlußbestimmungen 

Artikel 92 

Die förmlichen Ratifikationen dieses Übereinkom- 
mens sind dem Generaldirektor des Internationalen 
Arbeitsamtes zur Eintragung mitzuteilen. 

Artikel 93 

1. Dieses Übereinkommen bindet nur diejenigen 
Mitglieder der Internationalen Arbeitsorganisation, 
deren Ratifikation durch den Generaldirektor ein- 
getragen ist. 


2. Dieses Übereinkommen tritt sechs Monate 
nach dem Zeitpunkt in Kraft, in dem in Überein- 
stimmung mit Artikel 3 die Ratifikationen von zwei 
der folgenden Länder eingetragen worden sind: 
Argentinien, Äthiopien, Belgien, Bolivien, Brasilien, 
Burma, Ceylon, China, Dominikanische Republik, 
Ekuador, Frankreich, Ghana, Guatemala, Haiti, 
Honduras, Indien, Indonesien, Italien, Kolumbien, 
Kostarika, Kuba, Liberia, Malaiischer Bund, Mexiko, 
Niederlande, Nikaragua, Pakistan, Panama, Peru, 
Philippinen, Portugal, Salvador, Spanien, Sudan, 
Thailand, Union der Sozialistischen Sowjetrepubli- 
ken, Vereinigte Arabische Republik, Vereinigte 
Staaten von Amerika, Vereinigtes Königreich von 
Großbritannien und Nordirland, Vietnam. 

3. In der Folge tritt dieses Übereinkommen für 
jedes Mitglied sechs Monate nach der Eintragung 
seiner Ratifikation in Kraft. 


Artikel 94 

1. Jedes Mitglied, das dieses Übereinkommen 
ratifiziert hat, kann es nach Ablauf von zehn Jah- 
ren, gerechnet von dem Tag, an dem es zum ersten- 
mal in Kraft getreten ist, durch Anzeige an den 
Generaldirektor des Internationalen Arbeitsamtes 
kündigen. Die Kündigung wird von diesem einge- 
tragen. Ihre Wirkung tritt erst ein Jahr nach der 
Eintragung ein. 

2. Jedes Mitglied, das dieses Übereinkommen 
ratifiziert hat und innerhalb eines Jahres nach Ab- 
lauf des im vorigen Absatz genannten Zeitraumes 
von zehn Jahren von dem in diesem Artikel vor- 
gesehenen Kündigungsrecht keinen Gebrauch macht, 
bleibt für einen weiteren Zeitraum von zehn Jah- 
ren gebunden. In der Folge kann es dieses Über- 
einkommen jeweils nach Ablauf eines Zeitraumes 
von zehn Jahren nach Maßgabe dieses Artikels 
kündigen. 

Artikel 95 

1. Der Generaldirektor des Internationalen Ar- 
beitsamtes gibt allen Mitgliedern der Internationa- 
len Arbeitsorganisation Kenntnis von der Eintra- 
gung aller Ratifikationen und Kündigungen, die ihm 
von den Mitgliedern der Organisation mitgeteilt 
werden. 

2. Der Generaldirektor wird die Mitglieder der 
Organisation, wenn er ihnen von der Eintragung 
der zweiten Ratifikation, die ihm mitgeteilt wird, 
Kenntnis gibt, auf den Zeitpunkt aufmerksam 
machen, in dem dieses Übereinkommen in Kraft 
tritt. 


Artikel 96 

Der Generaldirektor des Internationalen Arbeits- 
amtes übermittelt dem Generalsekretär der Verein- 
ten Nationen zwecks Eintragung nach Artikel 102 
der Charta der Vereinten Nationen vollständige 
Auskünfte über alle von ihm nach Maßgabe der 
vorausgehenden Artikel eingetragenen Ratifikatio- 
nen und Kündigungen. 
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Artikel 97 

Der Verwaltungsrat des Internationalen Arbeits- 
amtes hat, so oft er es für nötig erachtet, der Allge- 
meinen Konferenz einen Bericht über die Durch- 
führung dieses Übereinkommens zu erstatten und 
zu prüfen, ob die Frage seiner gänzlichen oder teil- 
weisen Abänderung auf die Tagesordnung der Kon- 
ferenz gesetzt werden soll. 

Artikel 98 

1. Nimmt die Konferenz ein neues Übereinkom- 
men an, welches das vorliegende Übereinkommen 
ganz oder teilweise abändert, und sieht das neue 
Übereinkommen nichts anderes vor, so gelten fol- 
gende Bestimmungen: 

a) Die Ratifikation des neugefaßten Übereinkom- 
mens durch ein Mitglied schließt ohne weiteres 


die sofortige Kündigung des vorliegenden Über- 
einkommens in sich ohne Rücksicht auf Arti- 
kel 94, vorausgesetzt, daß das neugefaßte Über- 
einkommen in Kraft getreten ist. 

b) Vom Zeitpunkt des Inkrafttretens des neugefaß- 
ten Übereinkommens an kann das vorliegende 
Übereinkommen von den Mitgliedern nicht mehr 
ratifiziert werden. 

2. Indessen bleibt das vorliegende Übereinkom- 
men nach Form und Inhalt jedenfalls in Kraft für 
die Mitglieder, die dieses, aber nicht das neugefaßte 
Übereinkommen ratifiziert haben. 

Artikel 99 

Der französische und der englische Wortlaut die- 
ses Übereinkommens sind in gleicher Weise maß- 
gebend. 
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Empfehlung 110 


INTERNATIONALE ARBEITSKONFERENZ 


Empfehlung 

betreffend die Arbeitsbedingungen der Plantagenarbeiter 


Die Allgemeine Konferenz der Internationalen Ar- 
beitsorganisation, 

die vom Verwaltungsrat des Internationalen Arbeits- 
amtes nach Genf einberufen wurde und am 
4. Juni 1958 zu ihrer zweiundvierzigsten Tagung 
zusammengetreten ist, 

hat beschlossen, verschiedene Anträge anzunehmen 
betreffend die Arbeitsbedingungen der Planta- 
genarbeiter, eine Frage, die den fünften Gegen- 
stand ihrer Tagesordnung bildet, und 

dabei bestimmt, daß diese Anträge die Form einer 
Empfehlung erhalten sollen. 

Die Konferenz nimmt heute, am 24. Juni 1958, die 
folgende Empfehlung an, die als Empfehlung betref- 
fend die Plantagenarbeit, 1958, bezeichnet wird. 

Die Konferenz empfiehlt den Mitgliedern, die fol- 
genden Bestimmungen anzuwenden: 


1. Einleitende Bestimmungen 

1. (1) Als „Plantage" im Sinne dieser Empfeh- 

lung gilt jeder landwirtschaftliche Betrieb, der in 
einem tropischen oder subtropischen Gebiet gelegen 
ist, regelmäßig Lohnarbeiter beschäftigt und sich 
hauptsächlich mit der gewerbsmäßigen Anpflanzung 
oder Gewinnung von Kaffee, Tee, Zuckerrohr, Kau- 
tschuk, Bananen, Kakao, Kokosnüssen, Erdnüssen, 
Baumwolle, Tabak, Faserpflanzen (Sisal, Jute und 
Hanf), Zitrusfrüchten, Palmöl, Chinarinde oder 
Ananas befaßt. Diese Empfehlung gilt nicht für Fa- 
milien- oder Kleinbetriebe, deren Erzeugnisse für 
den örtlichen Markt bestimmt sind und die nicht 
regelmäßig Lohnarbeiter beschäftigen. 

(2) Jedes Mitglied kann nach Anhörung der 
in Betracht kommenden maßgebenden Arbeitgeber- 
und Arbeitnehmerverbände, soweit solche bestehen, 
die Anwendung der Empfehlung auch auf andere 
Plantagen ausdehnen, indem es 

a) der Liste der in Unterabsatz (1) dieses Absatzes 
aufgezählten Kulturen eine oder mehrere der fol- 
genden hinzufügt: Reis, Zichorie, Kardamom, 
Geranium und Pyrethrum oder andere Kulturen, 

b) den in Unterabsatz (1) dieses Absatzes erfaßten 
Plantagen Betriebskategorien hinzufügt, die dar- 
in nicht aufgeführt sind, auf Grund der inner- 
staatlichen Gesetzgebung oder Praxis aber als 
Plantagen gelten. 


Das betreffende Mitglied sollte dem Generaldirektor 
des Internationalen Arbeitsamtes in seinem nach 
Artikel 19, Absatz 6, der Verfassung der Internatio- 
nalen Arbeitsorganisation vorzulegenden Berichten 
die im Sinne dieses Unterabsatzes getroffenen Maß- 
nahmen mitteilen. 

(3) Als „Plantagen" im Sinne dieses Absat- 
zes gelten normalerweise auch Betriebe, die sich mit 
der Aufbereitung des Erzeugnisses oder der Erzeug- 
nisse der Plantagen befassen. 

2. Jedes Mitglied sollte die Bestimmungen die- 
ser Empfehlung auf alle Plantägenarbeiter ohne Un- 
terschied der Rasse, der Hautfarbe, des Geschlechts, 
des Glaubensbekenntnisses, der politischen Mei- 
nung, der Staatsangehörigkeit, der sozialen Her- 
kunft, der Zugehörigkeit zu einem Stammesverband 
oder der Mitgliedschaft in einer Gewerkschaft an- 
wenden. 

3. Jedes Mitglied der Internationalen Arbeits- 
organisation sollte dem Internationalen Arbeitsamt 
in angemessenen, vom Verwaltungsrat festzuset- 
zenden Zeitabständen über den Stand der Gesetz- 
gebung und über die Praxis bezüglich der in dieser 
Empfehlung behandelten Fragen in den Ländern und 
Gebieten berichten, für die das Mitglied verantwort- 
lich ist. In diesen Berichten sollte näher angegeben 
werden, in welchem Umfang den Bestimmungen die- 
ser Empfehlung entsprochen wurde oder entspro- 
chen werden soll, ferner sollten die Abänderungen 
dieser Bestimmungen bezeichnet werden, die not- 
wendig erscheinen oder erscheinen können, um die 
Annahme oder Anwendung der Bestimmungen zu 
ermöglichen. 

4. In Übereinstimmung mit Artikel 19, Absatz 8, 
der Verfassung der Internationalen Arbeitsorgani- 
sation sollte keine Bestimmung dieser Empfehlung 
so ausgelegt werden, als würde dadurch irgendein 
Gesetz, Rechtsspruch, Gewohnheitsrecht oder Ver- 
trag berührt, die den beteiligten Arbeitnehmern 
günstigere Bedingungen gewährleisten, als sie in 
dieser Empfehlung vorgesehen sind. 

2. Berufsausbildung 

5. In jedem Lande sollten die Behörden, andere 
geeignete Stellen oder beide gemeinsam dafür sor- 
gen, daß die berufliche Ausbildung nach einem 
wirksamen, zweckmäßigen, systematischen und ab- 
gestimmten Plan festgelegt und durchgeführt wird. 
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6. i(l) In unterentwickelten Gebieten mit man- 
gelnden Ausbildungsmöglichkeiten sollte in erster 
Linie ein befähigtes Lehr- und Ausbildungpersonal 
herangebildet werden. 

(2) Selbst wenn dieses Lehr- und Ausbildungs- 
personal nicht zur Verfügung steht, sollte jede mög- 
liche Unterstützung gewährt werden, um Ausbil- 
dungsmöglichkeiten auf Plantagen zu schaffen, de- 
ren Leitung hinreichend befähigt ist, die praktische 
Ausbildung zu übernehmen. 

7. Für die Berufsausbildungsprogramme sollte 
die Stelle oder sollten die Stellen verantwortlich 
sein, von denen man sich die besten Ergebnisse ver- 
sprechen darf; werden mehrere Stellen zusammen 
mit dieser Aufgabe betraut, so sollten Maßnahmen 
zur Koordinierung der Berufsausbildungsprogramme 
getroffen werden. Die örtlichen Stellen sollten an 
der Verwirklichung dieser Pläne mitarbeiten. Es 
sollte eine enge Zusammenarbeit mit den in Betracht 
kommenden Arbeitgeber- und Arbeitnehmerver- 
bänden sowie mit sonstigen beteiligten Organisa- 
tionen, soweit solche bestehen, gepflogen werden. 

8. Obgleich zur Verwirklichung der Berufsaus- 
bildungsprogramme in vielen Fällen lokale finan- 
zielle Zuschüsse angezeigt sind, sollten auch die 
Behörden in einem für zweckmäßig und notwendig 
erachteten Ausmaß zur Verwirklichung der staat- 
lichen und privaten Berufsausbildungsprogramme 
durch Maßnahmen z. B. folgender Art beitragen; 
Bewilligung von Zuschüssen; Bereitstellung von 
Grundstücken, Gebäuden, Verkehrsmitteln, Lehr- 
mitteln und Ausrüstungen; Beitrag zu den Unter- 
haltskosten oder zur Vergütung für die Ausbilden- 
den während der Ausbildungsdauer durch Gewäh- 
rung von Stipendien oder auf andere Weise und 
durch unentgeltliche Zulassung von Auszubildenden 
mit entsprechender Befähigung zu plantagenwirt- 
schaftlichen Internatsschulen, insbesondere wenn 
es sich um Personen handelt, die ihre Ausbildungs- 
kosten nicht selbst bestreiten können. 

3. Löhne 

9. Die Höchstdauer der Zeitspanne von einer 
Lohnzahlung zur anderen sollte so bemessen sein, 
daß der Lohn ausgezahlt wird 

a) den Arbeitnehmern, die im Stunden-, Tages- 
oder Wochenlohn stehen, mindestens zweimal 
monatlich, in Abständen von höchstens sechzehn 
Tagen, 

b) Personen, deren Arbeitsentgelt auf monatlicher 
oder jährlicher Grundlage berechnet wird, min- 
destens einmal monatlich. 

10. (1) Für Arbeitnehmer, die im Stück- oder 
Leistungslohn stehen, sollte die Höchstdauer der 
Zeitspanne von einer Lohnzahlung zur anderen, 
soweit es möglich ist, so bemessen sein, daß der 
Lohn mindestens zweimal monatlich in Abständen 
von höchstens sechzehn Tagen ausgezahlt wird. 

(2) Für Arbeitnehmer, die bei einer Arbeit 
beschäftigt sind, deren Fertigstellung mehr als zwei 
Wochen erfordert, sollten, falls nicht auf Grund 
eines Gesamtarbeitsvertrages oder Schiedsspruches 


eine andere Lohnperiode gilt, geeignete Maßnah- 
men getroffen werden, damit 

a) ihnen mindestens zweimal monatlich, in Abstän- 
den von höchstens sechzehn Tagen, im Verhält- 
nis zur geleisteten Arbeit bemessene Vorschüsse 
gewährt werden, 

b) die Schlußabrechnung über ihren Lohn späte- 
stens innerhalb von zwei Wochen nach Fertig- 
stellung der Arbeit erfolgt. 

11. Die Angaben über die Lohnbedingungen, 
die den Arbeitnehmern mitgeteilt werden müssen, 
sollten, soweit es erforderlich ist, Einzelheiten ent- 
halten über 

a) die Lohnsätze, 

b) die Art der Lohnberechnung, 

c) die Lohnperioden, 

d) die Auszahlungsstelle, 

e) die Bedingungen, unter denen Lohnabzüge vor- 
genommen werden können. 

12. Wo immer es angezeigt ist, sollten die Ar- 
beitnehmer bei jeder Lohnzahlung Angaben für die 
betreffende Lohnperiode über folgende Daten er- 
halten, soweit diese veränderlich sind: 

a) den verdienten Bruttolohn, 

b) alle gegebenenfalls vorgenommenen Lohnab- 
züge, unter Angabe der Gründe dafür und ihrer 
Höhe, 

c) den geschuldeten Nettolohn. 

13. Wo immer es angezeigt ist, sollten die Ar- 
beitgeber Lohnlisten führen, welche die im vorigen 
Absatz bezeichneten Angaben für jeden Arbeitneh- 
mer enthalten. 

14. (1) Durch die erforderlichen Maßnahmen 
sollte dafür gesorgt werden, daß das verdiente Ent- 
gelt ordnungsgemäß ausgezahlt wird und daß die 
Arbeitgeber Verzeichnisse über die Auszahlungen 
führen, den Arbeitnehmern Bescheinigungen über 
das ihnen ausgezahlte Entgelt ausstellen und auch 
sonst alles tun, was geeignet ist, die notwendige 
Kontrolle zu erleichtern. 

(2) Das Entgelt sollte in der Regel nur in 
bar und an den Arbeitnehmer selbst ausgezahlt 
werden. 

(3) Das Entgelt sollte regelmäßig und in 
Zeitabständen * ausgezahlt werden, welche die 
Wahrscheinlichkeit einer Verschuldung der Arbeit- 
nehmer vermindern, es sei denn, daß ein Ortsge- 
brauch dem entgegensteht und die Arbeitnehmer 
dessen Beibehaltung wünschen. 

(4) Bilden Nahrung, Wohnung, Bekleidung 
und andere wichtige Leistungen und Dienste einen 
Bestandteil des Arbeitsentgeltes, so sollten die zu- 
ständigen Stellen alle in Betracht kommenden prak- 
tischen Maßnahmen treffen, um genau festzustellen, 
ob diese Leistungen und Dienste angemessen sind 
und welches ihr Geldwert ist. 

(5) Es sollten alle in Betracht kommenden 
praktischen Maßnahmen getroffen werden, um 

a) die Arbeitnehmer über ihre Rechte in Fragen 
des Arbeitsentgeltes zu unterrichten, 
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b) ungerechtfertigte Abzüge zu verhindern und 

c) die Abzüge für die einen Bestandteil des Ar- 
beitsentgeltes bildenden Leistungen und Dienste 
auf den dem wirklichen Geldwert dieser Lei- 
stungen und Dienste entsprechenden Betrag zu 
beschränken. 

15. (1) Die Möglichkeiten freiwilligen Sparens 
durch Arbeitnehmer sollten gefördert werden. 

(2) Die Höchstbeträge der Vorschüsse auf 
das Entgelt und die Art ihrer Rückzahlung sollten 
durch die zuständige Stelle geregelt werden. 

(3) Die zuständige Stelle sollte die Höhe 
der Vorschüsse, die einem außerhalb des Gebietes 
angeworbenen Arbeitnehmer gewährt werden dür- 
fen, begrenzen. Der Betrag jedes solchen Vorschus- 
ses sollte dem Arbeitnehmer deutlich bekanntgege- 
ben werden. Soweit ein Vorschuß den von der zu- 
ständigen Stelle festgesetzten Betrag übersteigt, 
soll er im Rechtswege nicht zurückgefordert wer- 
den können. 

(4) Es sollten alle in Betracht kommenden 
Maßnahmen zum Schutz der Arbeitnehmer gegen 
Wucher getroffen werden, namentlich Maßnahmen 
zur Herabsetzung des Zinsfußes für Darlehen, zur 
Beaufsichtigung der Geschäfte der Darlehnsver- 
mittler und zur Förderung der Gewährung von Dar- 
lehen für geeignete Zwecke durch Kreditinstitute 
auf genossenschaftlicher Grundlage oder durch be- 
hördlicher Aufsicht unterstehende Anstalten. 

16. Bei der Festsetzung der Mindestlohnsätze 
ist es wünschenswert, daß die mit dieser Aufgabe 
betraute Stelle unter allen Umständen der Not- 
wendigkeit Rechnung trägt, den beteiligten Arbeit- 
nehmern eine angemessene Lebenshaltung zu 
sichern. 

17. Bei der Festsetzung der Mindestsätze soll- 
ten unter anderem folgende Umstände berücksich- 
tigt werden: die Kosten der Lebenshaltung, der ge- 
rechte und angemessene Wert der geleisteten 
Dienste, die für ähnliche und vergleichbare Arbei- 
ten nach den Gesamtarbeitsverträgen gezahlten 
Löhne und der allgemeine Stand der Löhne für die 
eine ähnliche Befähigung erfordernden Arbeiten 
des betreffenden Gebietes, in denen die Arbeitneh- 
mer ausreichend organisiert sind. 

18. Zwecks Durchführung der Verfahren zur 
Festsetzung von Mindestlöhnen, -gleichviel welcher 
Art diese Verfahren sind, sollte eine Erhebung 
über die auf Plantagen bestehenden Verhältnisse 
vorgenommen werden; die wesentlich und haupt- 
sächlich beteiligten Parteien, das heißt die Arbeit- 
geber und Arbeitnehmer oder ihre maßgebenden 
Verbände, soweit solche bestehen, sollten angehört 
werden. Die Meinung der beteiligten Parteien sollte 
über sämtliche mit der Festsetzung von Mindest- 
löhnen zusammenhängende Fragen eingeholt und 
gebührend berücksichtigt werden. 

19. Um den etwaigen Lohnfestsetzungen grö- 
ßeres Gewicht zu sichern, sollte, falls es die für die 
Festsetzung von Mindestlöhnen eingeführten Ver- 
fahren ermöglichen, den beteiligten Arbeitgebern 
und Arbeitnehmern eine unmittelbare und paritä- 


tische Teilnahme an der Tätigkeit der mit der Fest- 
setzung von Mindestlöhnen betrauten Stellen durch 
Vertreter in gleicher Zahl oder jedenfalls mit glei- 
chem Stimmrecht gewährt werden. 

20. Um sicherzustellen, daß die Vertreter der 
Arbeitgeber und der Arbeitnehmer das Vertrauen 
derjenigen besitzen, deren Interessen sie in den 
Fällen des Absatzes 19 vertreten, sollte den betei- 
ligten Arbeitgebern und Arbeitnehmern, soweit die 
Umstände dies gestatten, das Recht eingeräumt 
werden, bei der Bestimmung ihrer Vertreter mit- 
zuwirken. Jedenfalls sollten die Verbände der Ar- 
beitgeber und der Arbeitnehmer, soweit solche 
bestehen, aufgefordert werden, diejenigen Perso- 
nen namhaft zu machen, die zu Mitgliedern der 
mit der Lohnfestsetzung betrauten Stelle ernannt 
werden sollen. 

21. Falls das für die Festsetzung von Mindest- 
löhnen eingeführte Verfahren die Mitwirkung un- 
abhängiger Personen entweder für das Schiedsver- 
fahren oder in anderer Eigenschaft vorsieht, soll- 
ten Personen des einen oder anderen Geschlechts 
gewählt werden, die anerkanntermaßen die erfor- 
derliche Befähigung zur Erfüllung ihrer Aufgabe 
besitzen und an Plantagen und ähnlichen Betrieben 
nicht derart beteiligt sind, daß dadurch ein Zweifel 
an ihrer Unparteilichkeit entstehen könnte. 

22. Es sollte ein Verfahren vorgesehen werden, 
das eine Überprüfung der Mindestlohnsätze in an- 
gemessenen Zeitabständen ermöglicht. 

23. Zum wirksamen Schutz der Löhne der be- 
teiligten Arbeitnehmer sollten unter den Maßnah- 
men, die eine Gewährung dafür bieten, daß keine 
geringeren als die festgesetzten Mindestlöhne ge- 
zahlt werden, insbesondere die folgenden getroffen 
werden: 

a) Vorkehrungen, um die geltenden Mindestlohn- 
sätze bekanntzumachen und insbesondere die 
beteiligten Arbeitgeber und Arbeitnehmer in 
der den Verhältnissen des betreffenden Landes 
am besten entsprechenden Weise über diese 
Sätze auf dem laufenden zu halten, 

b) eine amtliche Überwachung der wirklich gezahl- 
ten Löhne, 

c) Zwangsmaßnahmen bei Verstößen gegen die 
geltenden Lohnsätze wie auch Maßnahmen zur 
Verhütung solcher Verstöße. 

24. Es sollten alle erforderlichen Maßnahmen 
getroffen werden, um die Lohnabzüge in dem zur 
Gewährleistung des Unterhaltes des Arbeitnehmers 
und seiner Familie notwendigen Ausmaße zu be- 
grenzen. 

25. (1) Lohnabzüge zur Gutmachung eines Ver- 
lustes oder Schadens an Erzeugnissen, Gütern oder 
Einrichtungen des Arbeitgebers sollten nur inso- 
weit zugelassen werden, als der beteiligte Arbeit- 
nehmer für den Verlust oder Schaden erwiesener- 
maßen verantwortlich ist. 

(2) Die Höhe der bezeichneten Abzüge 
sollte den Grundsätzen der Billigkeit entsprechen 
und den tatsächlichen Wert des erlittenen Schadens 
oder Verlustes nicht übersteigen. 
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(3) Bevor ein solcher Lohnabzug vorge- 
nommen wird, sollte dem beteiligten Arbeitnehmer 
Gelegenheit geboten werden, die Gründe vorzu- 
bringen, aus denen ein Abzug unterbleiben sollte. 

26. Es sollten angemessene Maßnahmen getrof- 
fen werden, um Lohnabzüge für die dem Arbeit- 
nehmer vom Arbeitgeber zur Verfügung gestellten 
Werkzeuge, Zubehörteile und Ausrüstungsgegen- 
stände auf die Fälle zu beschränken, in denen 
solche Abzüge 

a) in dem betreffenden Gewerbe oder Beruf als all- 
gemein üblich gelten oder 

b) durch einen Gesamtarbeitsvertrag oder einen 
Schiedsspruch vorgesehen sind oder 

c) in irgendeier anderen Weise durch ein von der 
innerstaatlichen Gesetzgebung gestattetes Ver- 
fahren zugelassen werden. 

4. Gleichheit des Entgelts 

27. (1) Jedes Mitglied sollte mit den Mitteln, 
die den bestehenden Verfahren zur Festsetzung der 
Entgeltsätze entsprechen, die Anwendung des 
Grundsatzes der Gleichheit des Entgelts männlicher 
oder weiblicher Arbeitskräfte für gleichwertige Ar- 
beit auf alle Arbeitnehmer fördern und, soweit es 
mit diesem Verfahren vereinbar ist, sicherstellen. 

(2) Dieser Grundsatz kann verwirklicht 
werden durch 

a) die innerstaatliche Gesetzgebung, 

b) gesetzlich geschaffene oder anerkannte Einrich- 
tungen zur Lohnfestsetzung, 

c) Gesamtarbeitsverträge zwischen Arbeitgebern 
und Arbeitnehmern oder 

d) eine Verbindung dieser verschiedenen Mittel. 

5. Arbeitszeit und Überstunden 

28. Die Bestimmungen dieses Teils gelten für 
Arbeitnehmer, die im Zeitlohn stehen. 

29. Die Arbeitszeit aller Personen, die auf Plan- 
tagen im Sinne von Absatz 1 beschäftigt sind, sollte 
acht Stunden täglich und achtundvierzig Stunden 
wöchentlich nicht überschreiten. Hiervon gelten 
folgende Ausnahmen: 

a) Die Bestimmungen dieses Teils finden keine 
Anwendung auf Personen, die mit der Aufsicht 
oder Leitung beauftragt sind. 

b) Beträgt nach Gesetz, Gewohnheit oder Verein- 
barung zwischen Berufsverbänden von Arbeit- 
gebern und Arbeitnehmern (oder, in Ermangelung 
solcher Verbände, zwischen Vertretern der Ar- 
beitgeber und der Arbeitnehmer) die Arbeitszeit 
an einem oder mehreren Tagen der Woche weni- 
ger als acht Stunden, so kann durch Verfügung 
der zuständigen Stellen oder durch Vereinbarung 
zwischen den genannten Verbänden oder Ver- 
tretern der Beteiligten eine Überschreitung der 
achtstündigen Arbeitszeit an den übrigen Tagen 
der Woche zugelassen werden. Diese Überschrei- 
tung sollte indessen nicht mehr als eine Stunde 
täglich betragen. 


c) Bei Schichtarbeit sollte eine Verlängerung der 
Arbeitszeit an einzelnen Tagen über acht Stun- 
den täglich und in einzelnen Wochen über acht- 
undvierzig Stunden wöchentlich zulässig sein; in 
diesem Falle darf jedoch der Durchschnitt der 
Arbeitszeit, berechnet auf einen Zeitraum von 
drei Wochen oder weniger, acht Stunden täglich 
und achtundvierzig Stunden wöchentlich nicht 
überschreiten. 

30. Die nach Absatz 29 begrenzte Arbeitszeit 
kann überschritten werden, wenn eine Betriebsstö- 
rung eingetreten ist oder droht, wenn dringliche 
Arbeiten an den Maschinen oder den Betriebsein- 
richtungen vorzunehmen sind oder wenn höhere 
Gewalt vorliegt, jedoch nur soweit es erforderlich 
ist, um eine ernstliche Störung des regelmäßigen 
Betriebes zu verhüten. Diese Zeitgrenze kann auch 
überschritten werden, um den Verlust leichtverderb- 
licher Güter oder rasch in Zersetzung übergehender 
Stoffe zu verhüten. 

31. Die nach Absatz 29 begrenzte Arbeitszeit 
kann bei Arbeiten, die ihrer Natur nach einen un- 
unterbrochenen Fortgang mit Schichten Wechsel er- 
fordern, unter der Bedingung überschritten werden, 
daß die Arbeitszeit durchschnittlich sechsundfünfzig 
Stunden wöchentlich nicht übersteigt. Durch diese 
Bestimmung sollte der Anspruch der Arbeitnehmer 
auf die Ruhezeit, die ihnen etwa nach der inner- 
staatlichen Gesetzgebung als Ersatz für den wöchent- 
lichen Ruhetag zugesichert ist, nicht berührt werden. 

32. (1) Die Behörden können hinsichtlich der 
Plantagenarbeit verfügen: 

a) dauernde Ausnahmen für Vorbereitungs- und 
Ergänzungsarbeiten, die notwendigerweise außer- 
halb der für die Plantage allgemein festgesetzten 
Arbeitszeit vorgenommen werden müssen, oder 
für Saisonarbeiten oder Arbeiten, die in beson- 
derem Maße Unterbrechungen mit sich bringen, 

b) vorübergehende Ausnahmen bei außergewöhn- 
licher Häufung der Arbeit. 

(2) Derartige Verfügungen dürfen erst nach 
Anhörung der beteiligten Berufsverbände der Ar- 
beitgeber und der Arbeitnehmer, soweit solche be- 
stehen, erlassen werden. Sie sollten für jeden ein- 
zelnen Fall die Höchstzahl der zulässigen Überstun- 
den vorschreiben. 

33. Die Lohnsätze für alle nach Absatz 30, 31 und 
32 über die in Absatz 29 vorgesehene Begrenzung 
hinaus geleisteten Überstunden sollten um minde- 
stens 25 Prozent über den normalen Lohnsätzen 
liegen. 

6. Sozialeinrichtungen 

34. Mit Rücksicht auf die Vielfalt der Sozialein- 
richtungen und der diesbezüglich geltenden Praxis 
in den einzelnen Ländern können die in diesem Teil 
der Empfehlung genannten Einrichtungen durch ein 
Vorgehen der öffentlichen Stellen oder di^rch ein 
Vorgehen freiwilliger Art 

a) im Wege der Gesetzgebung oder durch Verord- 
nung, 
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b) auf jedem anderen, von der zuständigen Stelle 
nach Anhörung der Arbeitgeber- und Arbeitneh- 
merverbände gebilligten Wege oder 

c) auf Grund von Gesamtarbeitsverträgen oder 
sonstigen Vereinbarungen der beteiligten Arbeit- 
geber und Arbeitnehmer eingeführt werden. 

35. An Orten, an denen keine ausreichenden 
Einrichtungen für den Kauf geeigneter Lebensmittel, 
Getränke und Mahlzeiten bestehen, sollten Maß- 
nahmen ergriffen werden, damit den Arbeitnehmern 
derartige Einrichtungen zur Verfügung stehen. 

36. Die Arbeitnehmer sollten in keinem Fall ge- 
zwungen werden, von diesen Verpflegungseinrich- 
tungen Gebrauch zu machen, außer wenn die inner- 
staatliche Gesetzgebung dies aus Gesundheitsrück- 
sichten vorsieht. 

37. (1) Es sollten geeignete Maßnahmen getrof- 
fen werden, um die Einrichtung von Erholungs- 
gelegenheiten für die Arbeitnehmer im Betrieb oder 
in dessen Nähe anzuregen, sofern nicht bereits der- 
artige Gelegenheiten von besonderen Stellen oder 
vom Gemeinwesen geschaffen worden sind und zur 
Verfügung stehen und sofern von den Vertretern 
der beteiligten Arbeitnehmer ein tatsächliches Be- 
dürfnis nach diesen Erholungsgelegenheiten geltend 
gemacht wird. 

(2) Erweisen sich diese Maßnahmen als not- 
wendig, so sollten sie je nach den Umständen ent- 
weder von auf Grund der innerstaatlichen Gesetz- 
gebung geschaffenen Stellen getroffen werden, falls 
diese Frage in ihre Zuständigkeit fällt, oder auf 
Grund freiwilligen Vorgehens der beteiligten Arbeit- 
geber oder Arbeitnehmer nach gegenseitiger Rück- 
sprache. Vorzugsweise sollten diese Maßnahmen in 
einer Weise getroffen werden, daß sie das Vor- 
gehen der öffentlichen Stellen anregen und unter- 
stützen, so daß das Gemeinwesen der Nachfrage nach 
Erholungsgelegenheiten entsprechen kann. 

38. Unabhängig von den für die Einrichtung von 
Erholungsgelegenheiten verwendeten Methoden 
sollten die Arbeitnehmer in keinem Fall gezwungen 
werden, von irgendwelchen dieser Gelegenheiten 
Gebrauch zu machen. 

39. Die zuständigen Stellen jedes Landes sollten 
dafür sorgen, daß die Arbeitgeber- und Arbeitneh- 
merverbände bezüglich der Verwaltungsmethoden 
und der Beaufsichtigung der auf Grund der inner- 
staatlichen Gesetzgebung geschaffenen Sozialein- 
richtungen angehört werden. 

40. Bestehen in wirtschaftlich unterentwickelten 
Ländern für Sozialeinrichtungen keine sonstigen 
gesetzlichen Verpflichtungen, so können diese Ein- 
richtungen aus Sozialfonds finanziert werden, deren 
Mittel aus behördlich festgesetzten Beiträgen stam- 
men und von Ausschüssen verwaltet werden, denen 
Arbeitgeber- und Arbeitnehmervertreter paritätisch 
angehören. 

41. (1) Werden Mahlzeiten und sonstige Mittel 
zur Verpflegung den Arbeitnehmern vom Arbeit- 
geber unmittelbar zur Verfügung gestellt, so sollten 
die Preise angemessen sein und derart festgesetzt 


werden, daß die Arbeitgeber keinen Gewinn er- 
zielen; etwaige Überschüsse aus dem Vertrieb soll- 
ten in eine Kasse oder auf ein Sonderkonto ein- 
gezahlt werden, deren Mittel den Umständen ent- 
sprechend entweder zum Ausgleich von Verlusten 
oder zur Verbesserung der den Arbeitnehmern zur 
Verfügung gestellten Einrichtungen zu verwenden 
wären. 

(2) Werden Mahlzeiten und sonstige Mittel 
zur Verpflegung den Arbeitnehmern von einem 
Geschäftsführer oder von einem Pächter zur Ver- 
fügung gestellt, so sollten die Preise angemessen 
sein und derart festgesetzt werden, daß die Arbeit- 
geber keinen Gewinn erzielen. 

(3) Sind die betreffenden Einrichtungen auf 
Grund von Gesamtarbeitsverträgen oder durch 
Sondervereinbarungen einzelner Betriebe geschaffen 
worden, so sollte die in Unterabsatz (1) erwähnte 
Kasse entweder von einer paritätischen Stelle oder 
von den Arbeitnehmern verwaltet werden. 

42. (1) In keinem Fall darf von Arbeitnehmern 
verlangt werden, daß sie sich an den Kosten für die 
Sozialeinrichtungen zu beteiligen haben, die sie 
persönlich nicht zu benutzen wünschen. 

(2) Wird vorgesehen, daß die Arbeitnehmer 
zu den Kosten für Sozialeinrichtungen beizutragen 
haben, so sollten Ratenzahlungen oder gestundete 
Zahlungen nicht erlaubt sein. 

43. Ist die Zurücklegung des Weges zur und von 
der Arbeit für einen Großteil der Arbeitnehmer mit 
besonderen Schwierigkeiten verbunden, weil die 
allgemeinen Beförderungsmittel nicht genügen oder 
weil die Fahrpläne nicht auf Beginn und Schluß der 
Arbeitszeit abgestimmt sind, so sollten sich die Be- 
triebe, die diese Arbeitnehmer beschäftigen, darum 
bemühen, bei den öffentlichen Verkehrsbetrieben 
der betreffenden Ortschaft die erforderlichen An- 
passungen und Verbesserungen durchzusetzen. 

44. Besteht für die Arbeitnehmer Bedarf nach 
ausreichenden, leicht benutzbaren Beförderungs- 
mitteln und können diese auf keine andere Weise 
bereitgestellt werden, so sollten die Betriebe sie zur 
Verfügung stellen. 


7. Unfallverhütung 

45. Die Mitglieder sollten geeignete Maßnahmen 
zur Verhütung von Unfällen und Berufskrankheiten 
ergreifen. 


8. Entschädigung bei Arbeitsunfällen 

46. Bei Erwerbsunfähigkeit sollte die Entschädi- 
gungsleistung am Tag des Unfalles beginnen, gleich- 
viel ob der Arbeitgeber, eine Einrichtung der Un- 
fallversicherung oder eine solche der Krankenver- 
sicherung zur Leistung verpflichtet ist. 

47. Hat der Unfall eine solche Erwerbsunfähig- 
keit zur Folge, daß der verletzte Arbeitnehmer 
ständig fremder Hilfe bedarf, so sollte eine Zusatz- 
entschädigung gewährt werden. 
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48. Die verletzten Arbeitnehmer haben An- 
spruch auf ärztlichen Beistand und auf die infolge 
des Unfalles erforderliche chirurgische Behandlung 
und Versorgung mit Arznei. Die daraus erwachsen- 
den Kosten sollten vom Arbeitgeber, von den Ein- 
richtungen der Unfallversicherung oder den Ein- 
richtungen der Kranken- oder Invaliditätsversiche- 
rung getragen werden. 

49. (1) Verletzte Arbeitnehmer haben gegen- 
über dem Arbeitgeber oder dem Träger der Ver- 
sicherung Anspruch auf Lieferung und ordnungs- 
mäßige Erneuerung der benötigten Körperersatz- 
stücke und orthopädischen Behelfe. Die innerstaat- 
liche Gesetzgebung kann in Ausnahmefällen an 
Stelle der Lieferung und Erneuerung der Körper- 
ersatzstücke und orthopädischen Behelfe die Ge- 
währung einer Zusatzentschädigung zulassen f diese 
sollte bei der Festsetzung oder Nachprüfung der 
Entschädigung, und zwar mit dem wahrscheinlichen 
Betrage der Anschaffungs- und Erneuerungskosten 
der Körperersatzstücke und orthopädischen Behelfe, 
bemessen werden. 

(2) Die innerstaatliche Gesetzgebung sollte 
die notwendigen Vorkehrungen treffen, damit Miß- 
bräuche bei der Erneuerung von Ersatzstücken und 
Behelfen vermieden und die Zusatzentschädigun- 
gen ihrem Zweck entsprechend verwendet werden. 

9. Entschädigung bei Berufskrankheiten 

50. Jedes Mitglied sollte Arbeitnehmern, die 
durch Berufskrankheiten erwerbsunfähig geworden 
sind, oder ihren Hinterbliebenen eine Entschädi- 
gung nach den allgemeinen Grundsätzen seiner 
innerstaatlichen Gesetzgebung über die Entschädi- 
gung bei Arbeitsunfällen sichern. 

51. Die Entschädigungssätze sollten nicht gerin- 
ger sein als diejenigen, welche die innerstaatliche 
Gesetzgebung für die aus Arbeitsunfällen herrüh- 
renden Schäden vorsieht. Mit dieser Einschränkung 
steht es jedem Mitglied frei, bei der gesetzlichen 
Regelung der Entschädigung für die betreffenden 
Krankheiten und bei der Unterstellung dieser 
Krankheiten unter die innerstaatliche Gesetzgebung 


über die Entschädigung bei Arbeitsunfällen die 
zweckdienlichen Änderungen und Anpassungen 
vorzunehmen. 

52. Jedes Mitglied sollte als Berufskrankheiten 
die Krankheiten und Vergiftungen betrachten, die 
in einem von dem Mitglied nach Anhörung der 
maßgebenden Arbeitgeber- und Arbeitnehmerver- 
bände aufzustellenden Verzeichnis angeführt sind. 


10. Soziale Sicherheit 

53. Jedes Mitglied sollte seine Gesetzgebung, 
die den Arbeitnehmern durch Versicherung oder in 
anderer geeigneter Form Schutz für den Fall von 
Krankheit, Mutterschaft, Invalidität, Alter und ähn- 
lichen sozialen Risiken bietet, unter gleich günsti- 
gen Bedingungen, wie sie für die Arbeitnehmer in 
Gewerbe und Handel gelten, auf die Plantagen- 
arbeiter ausdehnen. 


11. Arbeitsaufsicht 

54. Die mit Ausweisen versehenen Aufsichts- 
beamten sollten gesetzlich befugt sein, 

a) jederzeit bei Tag und bei Nacht eine Örtlichkeit 
zu besuchen und zu besichtigen, wenn sie mit 
gutem Grund annehmen können, daß dort Per- 
sonen beschäftigt werden, die unter dem Schutze 
des Gesetzes stehen, und bei Tage jede Örtlich- 
keit zu betreten, wenn sie mit gutem Grund an- 
nehmen können, daß sie ein Betrieb oder Teil 
eines Betriebes ist, der ihrer Überwachung 
untersteht; dabei wird vorausgesetzt, daß die 
Beamten, ehe sie Weggehen, wenn möglich dem 
Arbeitgeber oder einem seiner Vertreter von 
ihrem Besuche Kenntnis geben; 

b) ohne Zeugen das Personal der Betriebe zu be- 
fragen und zur Erfüllung ihrer Aufgaben sich um 
Auskunft auch an alle anderen Personen zu 
wenden, deren Zeugnis sie für notwendig erach- 
ten, ferner die Vorlage aller durch die Arbeits- 
gesetzgebung vorgeschriebenen Verzeichnisse 
und Unterlagen zu verlangen. 
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INTERNATIONALE ARBEITSKONFERENZ 


Übereinkommen 

über die Diskriminierung in Beschäftigung und Beruf 


Die Allgemeine Konferenz der Internationalen 
Arbeitsorganisation, 

die vom Verwaltungsrat des Internationalen Ar- 
beitsamtes nach Genf einberufen wurde und am 
4. Juni 1958 zu ihrer zweiundvierzigsten Ta- 
gung zusammengetreten ist, 
hat beschlossen, verschiedene Anträge anzunehmen 
betreffend die Diskriminierung in Beschäftigung 
und Beruf, eine Frage, die den vierten Gegen- 
stand ihrer Tagesordnung bildet, und 
dabei bestimmt, daß diese Anträge die Form eines 
internationalen Übereinkommens erhalten sol- 
len. 

In der Erwägung, daß die Erklärung von Philadel- 
phia bestätigt, daß alle Menschen, ungeachtet 
ihrer Rasse, ihres Glaubens und ihres Ge- 
schlechts, das Recht haben, materiellen Wohl- 
stand und geistige Entwicklung in Freiheit und 
Würde, in wirtschaftlicher Sicherheit und unter 
gleich günstigen Bedingungen zu erstreben, 
daß ferner Diskriminierung eine Verletzung von 
Rechten bedeutet, die in der Allgemeinen Er- 
klärung der Menschenrechte niedergelegt sind, 

nimmt die Konferenz heute, am 25. Juni 1958, das 
folgende Übereinkommen an, das als Übereinkom- 
men über die Diskriminierung (Beschäftigung und 
Beruf), 1958, bezeichnet wird. 

Artikel 1 

1. Im Sinne dieses Übereinkommens gilt als 
„Diskriminierung" 

a) jede Unterscheidung, Ausschließung oder Bevor- 
zugung, die auf Grund der Rasse, der Hautfarbe, 
des Geschlechts, des Glaubensbekenntnisses, der 
politischen Meinung, der nationalen Abstam- 
mung oder der sozialen Herkunft vorgenommen 
wird und die dazu führt, die Gleichheit der Ge- 
legenheiten oder der Behandlung in Beschäfti- 
gung oder Beruf aufzuheben oder zu beeinträch- 
tigen, 

b) jede andere Unterscheidung, Ausschließung oder 
Bevorzugung, die dazu führt, die Gleichheit der 
Gelegenheiten oder der Behandlung in Beschäf- 
tigung oder Beruf aufzuheben oder zu beein- 
trächtigen, und die von dem betreffenden Mit- 
glied nach Anhörung der maßgebenden Ar- 
beitgeber- und Arbeitnehmerverbände, soweit 
solche bestehen, und anderer geeigneter Stellen 
bestimmt wird. 


2. Eine Unterscheidung, Ausschließung oder Be- 
vorzugung hinsichtlich einer bestimmten Beschäfti- 
gung, die in den Erfordernissen dieser Beschäfti- 
gung begründet ist, gilt nicht als Diskriminierung. 

3. Die Ausdrücke „Beschäftigung" und „Beruf" 
im Sinne dieses Übereinkommens umfassen die Zu- 
lassung zur Berufsausbildung, zur Beschäftigung 
und zu den einzelnen Berufen sowie die Beschäfti- 
gungsbedingungen. 

A r t*i k e 1 2 

Jedes Mitglied, für das dieses Übereinkommen in 
Kraft ist, verpflichtet sich, eine innerstaatliche Poli- 
tik festzulegen und zu verfolgen, die darauf abzielt, 
mit Methoden, die den innerstaatlichen Verhältnis- 
sen und Gepflogenheiten angepaßt sind, die Gleich- 
heit der Gelegenheiten und der Behandlung in be- 
zug auf Beschäftigung und Beruf zu fördern, um 
jegliche Diskriminierung auf diesem Gebiet auszu- 
schalten. 

Artikel 3 

Jedes Mitglied, für das dieses Übereinkommen 
in Kraft ist, verpflichtet sich, mit Methoden, die den 
innerstaatlichen Verhältnissen und Gepflogenheiten 
angepaßt sind, 

a) die Zusammenarbeit mit den Arbeitgeber- und 
Arbeitnehmerverbänden und anderen geeigne- 
ten Stellen anzustreben, um die Annahme und 
Befolgung dieser Politik zu fördern; 

b) Gesetze zu erlassen und Erziehungsprogramme 
zu unterstützen, die geeignet erscheinen, die An- 
nahme und Befolgung dieser Politik zu sichern; 

c) alle gesetzlichen Bestimmungen aufzuheben und 
alle Verwaltungsvorschriften oder -gepflogen- 
heiten abzuändern, die mit dieser Politik nicht 
im Einklang stehen; 

d) diese Politik in bezug auf die Beschäftigungen 
zu befolgen, die der unmittelbaren Aufsicht einer 
staatlichen Behörde unterstehen; 

e) für die Befolgung dieser Politik in bezug auf die 
Tätigkeit der Stellen und Einrichtungen der Be- 
rufsberatung, Berufsausbildung und Arbeitsver- 
mittlung zu sorgen, die der Aufsicht einer staat- 
lichen Behörde unterstehen; 

f) in seinen Jahresberichten über die Durchführung 
des Übereinkommens die gemäß dieser Politik 
getroffenen Maßnahmen und die erzielten Er- 
gebnisse bekanntzugeben. 


f 

\ 
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Artikel 4 

Maßnahmen gegen eine Person, die in berechtig- 
tem Verdacht einer gegen die Sicherheit des Staates 
gerichteten Betätigung steht oder die sich tatsäch- 
lich in solcher Weise betätigt, gelten nicht als Dis- 
kriminierung, vorausgesetzt, daß der betreffenden 
Person das Recht der Berufung an eine nach lan- 
desüblicher Weise errichtete zuständige Instanz 
offensteht. 

Artikel 5 

1. Die besonderen Schutz- oder Hilfsmaßnahmen, 
die in anderen Übereinkommen oder Empfehlungen 
der Internationalen Arbeitskonferenz vorgesehen 
werden, gelten nicht als Diskriminierung. 

2. Jedes Mitglied kann nach Anhörung der maß- 
gebenden Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbände, 
soweit solche bestehen, erklären, daß auch andere 
Sondermaßnahmen nicht als Diskriminierung gelten 
sollen, sofern diese auf die Berücksichtigung der 
besonderen Bedürfnisse von Personen abzielen, die 
aus Gründen des Geschlechts, des Alters, der Be- 
hinderung, der Familienpflichten oder der sozialen 
oder kulturellen Stellung anerkanntermaßen beson- 
ders schütz- oder hilfsbedürftig sind. 

A r t i k e 1 6 

Jedes Mitglied, das dieses Übereinkommen rati- 
fiziert, verpflichtet sich, es nach den Bestimmungen 
der Verfassung der Internationalen Arbeitsorgani- 
sation auf die außerhalb des Mutterlandes gelege- 
nen Gebiete anzuwenden. 

Artikel 7 

Die förmlichen Ratifikationen dieses Übereinkom- 
mens sind dem Generaldirektor des Internationalen 
Arbeitsamtes zur Eintragung mitzuteilen. 

Artikel 8 

1. Dieses Übereinkommen bindet nur diejenigen 
Mitglieder der Internationalen Arbeitsorganisation, 
deren Ratifikation durch den Generaldirektor ein- 
getragen ist. 

2. Es tritt in Kraft zwölf Monate nachdem die 
Ratifikationen zweier Mitglieder durch den General- 
direktor eingetragen worden sind. 

3. In der Folge tritt dieses Übereinkommen für 
jedes Mitglied zwölf Monate nach der Eintragung 
seiner Ratifikation in Kraft. 

Artikel 9 

1. Jedes Mitglied, das dieses Übereinkommen 
ratifiziert hat, kann es nach Ablauf von zehn Jah- 
ren, gerechnet von dem Tag, an dem es zum ersten- 
mal in Kraft getreten ist, durch Anzeige an den 
Generaldirektor des Internationalen Arbeitsamtes 
kündigen. Die Kündigung wird von diesem einge- 
tragen. Ihre Wirkung tritt erst ein Jahr nach der 
Eintragung ein. 

2. Jedes Mitglied, das dieses Übereinkommen 
ratifiziert hat und innerhalb eines Jahres nach Ab- 
lauf des im vorigen Absatz genannten Zeitraums 
von zehn Jahren von dem in diesem Artikel vor- 
gesehenen Kündigungsrecht keinen Gebrauch macht, 


bleibt für einen weiteren Zeitraum von zehn Jahren 
gebunden. In der Folge kann es dieses Übereinkom- 
men jeweils nach Ablauf eines Zeitraums von zehn 
Jahren nach Maßgabe dieses Artikels kündigen. 

Artikel 10 

1. Der Generaldirektor des Internationalen Ar- 
beitsamtes gibt allen Mitgliedern der Internationa- 
len Arbeitsorganisation Kenntnis von der Eintra- 
gung aller Ratifikationen und Kündigungen, die ihm 
von den Mitgliedern der Organisation mitgeteilt 
werden. 

2. Der Generaldirektor wird die Mitglieder der 
Organisation, wenn er ihnen von der Eintragung 
der zweiten Ratifikation, die ihm mitgeteilt wird, 
Kenntnis gibt, auf den Zeitpunkt aufmerksam 
machen, in dem dieses Übereinkommen in Kraft 
tritt. 

Artikel 11 

Der Generaldirektor des Internationalen Arbeits- 
amtes übermittelt dem Generalsekretär der Verein- 
ten Nationen zwecks Eintragung nach Artikel 102 
der Charta der Vereinten Nationen vollständige 
Auskünfte über alle von ihm nach Maßgabe der 
vorausgehenden Artikel eingetragenen Ratifikatio- 
nen und Kündigungen. 

Artikel 12 

Der Verwaltungsrat des Internationalen Arbeits- 
amtes hat, so oft er es für nötig erachtet, der All- 
gemeinen Konferenz einen Bericht über die Durch- 
führung dieses Übereinkommens zu erstatten und 
zu prüfen, ob die Frage seiner gänzlichen oder teil- 
weisen Abänderung auf die Tagesordnung der Kon- 
ferenz gesetzt werden soll. 

Artikel 13 

1. Nimmt die Konferenz ein neues Übereinkom- 
men an, welches das vorliegende Übereinkommen 
ganz oder teilweise abändert, und sieht das neue 
Übereinkommen nichts -anderes vor, so gelten fol- 
gende Bestimmungen: 

a) Die Ratifikation des neugefaßten Übereinkom- 
mens durch ein Mitglied schließt ohne weiteres 
die sofortige Kündigung des vorliegenden Über- 
einkommens in sich ohne Rücksicht auf Artikel 9, 
vorausgesetzt, daß das neugefaßte Übereinkom- 
men in Kraft getreten ist. 

b) Vom Zeitpunkt des Inkrafttretens des neugefaß- 
ten Übereinkommens an kann das vorliegende 
Übereinkommen von den Mitgliedern nicht mehr 
ratifiziert werden. 

2. Indessen bleibt das vorliegende Übereinkom- 
men nach Form und Inhalt jedenfalls in Kraft für 
die Mitglieder, die dieses, aber nicht das neugefaßte 
Übereinkommen ratifiziert haben. 

Artikel 14 

Der französische und der englische Wortlaut die- 
ses Übereinkommens sind in gleicher Weise maß- 
gebend. 
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INTERNATIONALE ARBEITSKONFERENZ 


Empfehlung 

betreffend die Diskriminierung in Beschäftigung und Beruf 


Die Allgemeine Konferenz der Internationalen 
Arbeitsorganisation, 

die vom Verwaltungsrat des Internationalen Ar- 
beitsamtes in Genf einberufen wurde und am 
4. Juni 1958 zu ihrer zweiundvierzigsten Tagung 
zusammengetreten ist, 

hat beschlossen, verschiedene Anträge anzunehmen 
betreffend die Diskriminierung in Beschäftigung 
und Beruf, eine Frage, die den vierten Gegen- 
stand ihrer Tagesordnung bildet, und 

dabei bestimmt, daß diese Anträge die Form einer 
Empfehlung zur Ergänzung des Übereinkom- 
mens über die Diskriminierung (Beschäftigung 
und Beruf), 1958, erhalten sollen. 

Die Konferenz nimmt heute, am 25. Juni 1958, die 
folgende Empfehlung an, die als Empfehlung betref- 
fend die Diskriminierung (Beschäftigung und Beruf), 
1958, bezeichnet wird. 

Die Konferenz empfiehlt den Mitgliedern, die fol- 
genden Bestimmungen anzuwenden: 


1. Begriffsbestimmungen 

1. (1) Im Sinne dieser Empfehlung gilt als „Dis- 
kriminierung" 

a) jede Unterscheidung, Ausschließung oder Bevor- 
zugung, die auf Grund der Rasse, der Hautfarbe, 
des Geschlechts, des Glaubensbekenntnisses, der 
politischen Meinung, der nationalen Abstammung 
oder der sozialen Herkunft vorgenommen wird 
und die dazu führt, die Gleichheit der Gelegen- 
heiten oder der Behandlung in Beschäftigung oder 
Beruf aufzuheben oder zu beeinträchtigen; 

b) jede andere Unterscheidung, Ausschließung oder 
Bevorzugung, die dazu führt, die Gleichheit der 
Gelegenheiten oder der Behandlung in Beschäf- 
tigung oder Beruf aufzuheben oder zu beeinträch- 
tigen und die von dem betreffenden Mitglied nach 
Anhörung der maßgebenden Arbeitgeber- und 
Arbeitnehmerverbände, soweit solche bestehen, 
und anderer geeigneter Stellen bestimmt wird. 

(2) Eine Unterscheidung, Ausschließung oder 
Bevorzugung hinsichtlich einer bestimmten Beschäf- 
tigung, die in den Erfordernissen dieser Beschäfti- 
gung begründet ist, gilt nicht als Diskriminierung. 

(3) Die Ausdrücke „Beschäftigung" und „Beruf" 
im Sinne dieser Empfehlung umfassen die Zulassung 


zur Berufsausbildung, zur Beschäftigung und zu den 
einzelnen Berufen sowie die Beschäftigungsbedin- 
gungen. 


2. Festlegung und Durchführung der Politik 

2. Jedes Mitglied sollte eine staatliche Politik 
zur Verhütung von Diskriminierung in Beschäfti- 
gung und Beruf festlegen. Diese Politik sollte durch 
gesetzgeberische Maßnahmen, Gesamtarbeitsver- 
träge zwischen maßgebenden Arbeitgeber- und 
Arbeitnehmer verbänden oder auf eine beliebige 
andere, den innerstaatlichen Verhältnissen und 
Gepflogenheiten entsprechende Weise unter Berück- 
sichtigung der folgenden Grundsätze verwirklicht 
werden: 

a) Die Förderung der Gleichheit der Gelegenheiten 
und der Behandlung in Beschäftigung und Beruf 
ist eine Angelegenheit des öffentlichen Interesses; 

b) alle Personen sollten die Gleichheit der Gelegen- 
heiten und der Behandlung ohne Diskriminie- 
rung für sich in Anspruch nehmen können in 
bezug auf 

i) den Zugang zur Berufsberatung und Arbeits- 
vermittlung, 

ii) den Zugang zur Ausbildung und Beschäfti- 
gung nach eigener Wahl auf Grund der per- 
sönlichen Eignung für eine solche Ausbil- 
dung und Beschäftigung, 

iii) das berufliche Fortkommen entsprechend dem 
Charakter, der Erfahrung, den Fähigkeiten 
und dem Fleiß jedes einzelnen, 

iv) die Sicherheit des Arbeitsplatzes, 

v) das Entgelt für gleichwertige Arbeit, 

vi) die Arbeitsbedingungen unter Einschluß von 
Arbeitszeit, Ruhezeiten, bezahltem Jahres- 
urlaub, Maßnahmen auf dem Gebiet der 
Unfallverhütung, der Arbeitshygiene und der 
Sozialen Sicherheit sowie von Sozialeinrich- 
tungen und -leistungen im Zusammenhang 
mit der Beschäftigung; 

c) die staatlichen Dienststellen sollten in allen Tätig- 
keitsbereichen eine nicht diskriminierende Be- 
schäftigungspolitik befolgen; 

d) die Arbeitgeber sollten bei der Anstellung, Aus- 
bildung, Beförderung oder Weiterbeschäftigung 
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eines Arbeitnehmers oder bei der Festsetzung 
der Beschäftigungsbedingungen keine Diskrimi- 
nierung üben oder dulden; in Verfolgung dieses 
Grundsatzes sollten die Arbeitgeber keinerlei 
Behinderung oder Beeinflussung, gleich ob auf 
direktem oder indirektem Wege, seitens dritter 
Personen oder Organisationen ausgesetzt sein; 

e) bei den Kollektivverhandlungen und im Rahmen 
der Arbeitsbeziehungen sollten die Verhand- 
lungspartner den Grundsatz der Gleichheit der 
Gelegenheiten und der Behandlung in Beschäfti- 
gung und Beruf beachten und dafür sorgen, daß 
Gesamtarbeitsverträge keine Bestimmungen dis- 
kriminierender Art hinsichtlich der Zulassung 
zur Beschäftigung, der Berufsausbildung, der Be- 
förderung, der Weiterbeschäftigung oder der Be- 
schäftigungsbedingungen enthalten; 

f) die Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbände 
sollten hinsichtlich der Gewährung oder der 
Beibehaltung der Mitgliedschaft oder hinsichtlich 
der Mitarbeit in ihren Angelegenheiten keine 
Diskriminierung üben oder dulden. 

3. Jedes Mitglied sollte 

a) für die Anwendung der Grundsätze der Nicht- 
diskriminierung sorgen in bezug auf 

i) die Beschäftigungen, die der unmittelbaren 
Aufsicht einer staatlichen Behörde unter- 
stehen, 

ii) die Tätigkeit der Stellen und Einrichtungen 
der Berufsberatung, Berufsausbildung und 
Arbeitsvermittlung, die der Aufsicht einer 
staatlichen Behörde unterstehen; 

b) soweit möglich und notwendig, die Befolgung 
dieser Grundsätze in bezug auf anderweitige 
Beschäftigung und andere Stellen und Einrich- 
tungen der Berufsberatung, Berufsausbildung und 
Arbeitsvermittlung fördern, indem insbesondere 

i) die Dienstzweige und Stellen der Verwal- 
tung von Gliedstaaten oder Provinzen eines 
Bundesstaates oder örtlicher Verwaltungs- 
behörden sowie Industrien und Betriebe, die 
in Öffentlichem Eigentum oder unter Öffent- 
licher Aufsicht stehen, zur Befolgung dieser 
Grundsätze angeregt werden, 

ii) die Vergebung von Aufträgen, für die öffent- 
liche Mittel aufgewendet werden, von der 
Befolgung dieser Grundsätze abhängig ge- 
macht wird, 

iii) die Gewährung von Zuschüssen an Berufs- 
ausbildungseinrichtungen und die Erteilung 
von Bewilligungen für den Betrieb privater 
Arbeitsvermittlungs- und Berufsberatungs- 
büros von der Befolgung dieser Grundsätze 
abhängig gemacht werden. 

4. Um die Durchführung dieser Politik auf allen 
Gebieten des öffentlichen und privaten Dienstes zu 
fördern, sollten geeignete Stellen errichtet werden, 
denen nach Möglichkeit aus Vertretern der Arbeit- 
geber- und Arbeitnehmerverbände, soweit solche 
bestehen, und anderer interessierter Stellen zusam- 
mengesetzte beratende Ausschüsse zur Unter- 


stützung beigegeben werden können; diese Stellen 
sollten insbesondere 

a) alle Maßnahmen ergreifen, die geeignet sind, in 
der Öffentlichkeit das Verständnis für die Grund- 
sätze der Nichtdiskriminierung zu wecken und 
ihnen Anerkennung zu verschaffen; 

b) Beschwerden über die Nichtdurchführung der 
Politik entgegennehmen, prüfen und ihnen nach- 
gehen und, nötigenfalls durch Einigungsverfah- 
ren, die Abstellung aller Praktiken erwirken, die 
als der Politik zuwiderlaufend erachtet werden; 

c) Beschwerden, die durch Einigungsverfahren nicht 
beigelegt werden können, weiterverfolgen und 
Gutachten abgeben oder darüber entscheiden, 
wie die festgestellten Diskriminierungspraktiken 
abzustellen sind. 

5. Jedes Mitglied sollte alle gesetzlichen Bestim- 
mungen aufh eben und alle Verwaltungsvorschriften 
oder -gepflogenheiten abändern, die mit dieser 
Politik nicht im Einklang stehen. 

6. Die Anwendung dieser Politik sollte Sonder- 
maßnahmen nicht beeinträchtigen, die auf die Be- 
rücksichtigung der besonderen Bedürfnisse von Per- 
sonen abzielen, die aus Gründen des Geschlechts, 
des Alters, der Behinderung, der Familienpflichten 
oder der sozialen oder kulturellen Stellung aner- 
kanntermaßen besonders schütz- oder hilfsbedürftig 
sind. 

7. Maßnahmen gegen eine Person, die in berech- 
tigtem Verdacht einer gegen die Sicherheit des 
Staates gerichteten Betätigung steht oder die sich 
tatsächlich in solcher Weise betätigt, gelten nicht als 
Diskriminierung, vorausgesetzt, daß der betreffen- 
den Person das Recht der Berufung an eine nach 
landesüblicher Weise errichtete zuständige Instanz 
offensteht. 

8. Hinsichtlich der eingewanderten Arbeitnehmer 
fremder Staatsangehörigkeit und ihrer Familienan- 
gehörigen sollten die Bestimmungen des Überein- 
kommens über Wanderarbeiter (Neufassung), 1949, 
die sich auf die Gleichheit der Behandlung beziehen, 
und die Bestimmungen der Empfehlung betreffend 
die Wanderarbeiter (Neufassung), 1949, die sich auf 
die Beseitigung von Beschränkungen der Beschäfti- 
gung beziehen, beachtet werden. 

9. Die zuständigen Stellen, die Vertreter der Ar- 
beitgeber und Arbeitnehmer und andere geeignete 
Stellen sollten ständig Zusammenarbeiten, um fest- 
zustellen, welche weiteren wirksamen Maßnahmen 
angesichts der jeweiligen Verhältnisse des Landes 
notwendig sein könnten, um den Grundsätzen der 
Nichtdiskriminierung Geltung zu verschaffen. 

3. Koordinierung der Maßnahmen zur Bekämpfung 
der Diskriminierung auf allen Gebieten 

10. Die für die Bekämpfung der Diskriminierung 
in Beschäftigung und Beruf verantwortlichen Stellen 
sollten ständig eng mit den Stellen Zusammen- 
arbeiten, die für die Bekämpfung der Diskriminie- 
rung auf anderen Gebieten zuständig sind, um alle 
zu diesem Zwecke getroffenen Maßnahmen zu koor- 
dinieren. 
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Stellungnahme der Bundesregierung 
zu dem Übereinkommen 110 und der Empfehlung 110 

Mit dem Übereinkommen 110 und der zu dessen Er- 
gänzung bestimmten Empfehlung 110 soll eine Ver- 
besserung der sozialen Lage der Plantagenarbeiter 
erreicht werden. Das Übereinkommen enthält in 
12 materiellen Teilen vorwiegend Bestimmungen 
über die Anstellung und die Anwerbung der Ar- 
beitnehmer, über deren Arbeitsverträge, über die 
Abschaffung von Strafvorschriften bei Vertrags- 
bruch, die Mindestlöhne, den bezahlten Urlaub, die 
wöchentliche Ruhezeit, den Mutterschutz, die Ent- 
schädigung bei Arbeitsunfällen, das Vereinigungs- 
recht mit dem Recht zu Kollektivverhandlungen, 
die Vereinigungsfreiheit, die Arbeitsaufsicht, die 
Unterkunft und die ärztlichen Dienste. Um die Rati- 
fizierung des Übereinkommens zu erleichtern, ist 
zwingend nur die Annahme der Teile über die Min- 
destlöhne, das Vereinigungsrecht und die Arbeits- 
aufsicht sowie von zwei weiteren Teilen vorge- 
schrieben, deren Auswahl den Staaten freigestellt 
ist. 

Die Bundesrepublik Deutschland wird von dem Ge- 
genstand des Übereinkommens und der Empfeh- 
lung nicht berührt, weil es in ihrem Gebiet Plan- 
tagen im Sinne der beiden Vertragsinstrumente 
nicht gibt. Eine Ratifizierung des Übereinkommens 
oder innerstaatliche Maßnahmen zur Anwendung 
der Empfehlung kommen daher nicht in Betracht. 

Die Bundesregierung begrüßt jedoch die beiden 
Vertragswerke, weil sie zur Fortentwicklung des 
Arbeitsrechtes in vielen tropischen und subtropi- 
schen Gebieten beitragen, damit dem wirtschaft- 
lichen und sozialen Fortschritt in diesen . Ländern 
dienen und den in der Erklärung von Philadelphia 
niedergelegten Grundsätzen entsprechen, in denen 
das Recht aller Menschen bestätigt wird, ungeach- 
tet ihrer Rasse, ihres Glaubens und ihres Geschlech- 
tes materiellen Wohlstand und geistige Entwick- 
lung in Freiheit und Würde, in wirtschaftlicher 
Sicherheit und unter gleich günstigen Bedingungen 
zu erstreben. 
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Stellungnahme der Bundesregierung 
zum Übereinkommen 111 


Das Übereinkommen 111 der Internationalen Ar- 
beitsorganisation über die Diskriminierung in Be- 
schäftigung und Beruf wurde auf der 42. Tagung der 
Internationalen Arbeitskonferenz am 25. Juni 1958 
angenommen. Es bezweckt, die Gleichheit der Ge- 
legenheiten und der Behandlung in Beschäftigung 
und Beruf zu fördern, um jegliche Diskriminierung 
auf diesem Gebiet auszuschalten. Als Merkmale, die 
nicht zum Anlaß einer Unterscheidung, Ausschlie- 
ßung oder Bevorzugung genommen werden dürfen, 
wenn sie dazu führen, die Gleichheit der Gelegen- 
heit oder der Behandlung in Beschäftigung und 
Beruf aufzuheben oder zu beeinträchtigen, werden 
in dem Übereinkommen auf geführt: 

Rasse, Hautfarbe, Geschlecht, Glaubensbekennt- 
nis, politische Meinung, nationale Abstammung 
und soziale Herkunft. 

Die Mitgliedstaaten der Internationalen Arbeits- 
organisation können den Katalog nach Anhören der 
maßgebenden Arbeitgeber- und Arbeitnehmerver- 
bände erweitern. 

Unter „nationaler Abstammung" im Sinne des Über- 
einkommens ist die Volkszugehörigkeit, nicht die 
Staatsangehörigkeit zu verstehen. Das ergibt sich 
aus der Entstehungsgeschichte, aus dem englischen 
Wortlaut des Übereinkommens sowie aus dem Be- 
richt des zuständigen Ausschusses der 42. Inter- 
nationalen Arbeitskonferenz. Unterscheidungen, die 
auf der Staatsangehörigkeit beruhen, werden daher 
durch das Übereinkommen nicht berührt. 

Eine Diskriminierung liegt nach dem Übereinkom- 
men nicht vor, wenn die Unterscheidung, Ausschlie- 
ßung oder Bevorzugung auf den mit einer bestimm- 
ten Beschäftigung verbundenen Erfordernissen be- 
ruht (Artikel 1 Abs. 2). Hierbei ist an bestimmte Be- 
schäftigungen z. B. in Einrichtungen konfessioneller 
oder politischer Art gedacht, also z. B. in sogenann- 
ten Tendenzbetrieben im Sinne des deutschen Ar- 
beitsrechts. Nach Artikel 4 sind Maßnahmen, die im 
Interesse der Staatssicherheit ergriffen werden, 
unter gewissen einschränkenden Voraussetzungen 
nicht als Diskriminierung im Sinne des Übereinkom- 
mens anzusehen. Schließlich wird zum Begriff der 
Diskriminierung in Artikel 5 klargestellt, daß be- 
sondere Schutz- und Hilfsmaßnahmen, wie sie durch 
Übereinkommen und Empfehlungen der Internatio- 
nalen Arbeitsorganisation vorgesehen sind, nicht 
als Diskriminierung gelten. Das Übereinkommen 
erstreckt sich ganz allgemein auf die Diskriminie- 
rung in Beschäftigung und Beruf, betrifft also nicht 
nur z. B. die Arbeitnehmer, sondern auch die selb- 
ständig Tätigen. 

Jedes Mitglied der Internationalen Arbeitsorgani- 
sation, für das das Übereinkommen in Kraft ist, ver- 
pflichtet sich, eine innerstaatliche Politik festzule- 


gen und zu verfolgen, die darauf hinzielt, die 
Gleichheit der Gelegenheiten und der Behandlung 
in bezug auf Beschäftigung und Beruf zu fördern, 
um jegliche Diskriminierung auf diesem Gebiet aus- 
zuschalten (Artikel 2). Insbesondere verpflichtet sich 
jedes Mitglied, für das das Übereinkommen in Kraft 
ist, Gesetze zu erlassen, die geeignet erscheinen, die 
Annahme und Befolgung dieser Politik zu sichern, 
und alle gesetzlichen Bestimmungen aufzuheben 
sowie alle Verwaltungs Vorschriften oder -gepflo- 
genheiten abzuändern, die mit dieser Politik nicht 
im Einklang stehen (Artikel 3). 

In der Bundesrepublik ist das Verbot der Diskrimi- 
nierung durch die Bestimmungen in Artikel 3 des 
Grundgesetzes zu einem Grundsatz der Verfassung 
erhoben worden, der auch die selbständig Tätigen 
einschließt. Die Merkmale, wegen derer eine unter- 
schiedliche Behandlung untersagt ist, stimmen in 
Artikel 3 GG und dem Übereinkommen inhaltlich 
überein. Nach § 51 des Betriebsverfassungsgesetzes 
vom 11. Oktober 1952 (RGBl. I S. 681) haben Arbeit- 
geber und Betriebsrat insbesondere darüber zu 
wachen, daß jede unterschiedliche Behandlung von 
im Betriebe tätigen Personen wegen ihrer Abstam- 
mung, Religion, Nationalität, Herkunft, politischen 
oder gewerkschaftlichen Betätigung oder Einstel- 
lung oder wegen ihres Geschlechts unterbleibt. Für 
die Verwaltungen des Bundes, der Länder, der Ge- 
meinden, der Gemeindeverbände und der sonstigen 
Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des 
öffentlichen Rechts sowie für Gerichte des Bundes 
und der Länder enthalten die §§ 56 und 91 des 
Personalvertretungsgesetzes vom 5. August 1955 
(BGBL I S. 477) entsprechende Bestimmungen und 
Rahmenvorschriften für die Gesetzgebung der Län- 
der. Darüber hinaus bestimmt § 8 des Bundesbeam- 
tengesetzes vom 18. September 1957 (BGBL I 
S. 1337), daß die Auslese der Bewerber ohne Rück- 
sicht auf Geschlecht, Abstammung, Rasse, Glauben, 
religiöse oder politische Anschauungen, Herkunft 
oder Beziehungen vorzunehmen ist. Schließlich hat 
die Bundesregierung kürzlich den gesetzgebenden 
Körperschaften den Entwurf eines „Gesetzes gegen 
Volksverhetzung" vorgelegt, das die Hetze gegen 
eine nationale, rassische, religiöse oder durch ihr 
Volkstum bestimmte Gruppe unter bestimmten Vor- 
aussetzungen ganz allgemein unter Strafe stellt. 

Gegen die Ratifikation des Übereinkommens wer- 
den unter diesen Umständen keine Bedenken be- 
stehen. Darüber hinaus würde die Ratifikation des 
Übereinkommens in der Linie der von der Bundes- 
republik verfolgten Politik der Nichtdiskriminie- 
rung aus rassischen, religiösen und ähnlichen Grün- 
den liegen. Die Bundesregierung wird daher dem- 
nächst die zur Ratifikation des Übereinkommens 111 
erforderlichen Schritte einleiten. 
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Stellungnahme der Bundesregierung 
zu der Empfehlung 111 


Die Empfehlung 111 der Internationalen Arbeits- 
organisation betreffend die Diskriminierung in Be- 
schäftigung und Beruf wurde auf der 42. Tagung 
der Internationalen Arbeitskonferenz am 25. Juni 
1958 angenommen. Sie ergänzt das übereinkoniT 
men 111 über die Diskriminierung in Beschäftigung 
und Beruf, das gleichzeitig von der Internationalen 
Arbeitskonferenz verabschiedet worden ist. In der 
Empfehlung sind eine Reihe von Grundsätzen für 
das Verbot der Diskriminierung enthalten, deren 
Beachtung den Mitgliedstaaten der Internationalen 
Arbeitsorganisation nahegelegt wird. Als Merk- 
male, die nicht zum Anlaß einer Unterscheidung, 
Ausschließung oder Bevorzugung genommen wer- 
den dürfen, wenn sie dazu führen, die Gleichheit 
der Gelegenheit oder der Behandlung in Beschäfti- 
gung und Beruf aufzuheben oder zu beeinträchtigen, 
werden aufgeführt: 

Rasse, Hautfarbe, Geschlecht, Glaubensbekennt- 
nis, politische Meinung, nationale Abstammung 
und soziale Herkunft. 

Die Mitgliedstaaten der Internationalen Arbeits- 
organisation können den Katalog nach Anhören der 
maßgebenden Arbeitgeber- und Arbeitnehmerver- 
bände erweitern. 

Unter „nationaler Abstammung" im 'Sinne der 
Empfehlung ist die Volkszugehörigkeit, nicht die 
Staatsangehörigkeit zu verstehen. Das ergibt sich 
aus der Entstehungsgeschichte, dem englischen 
Wortlaut des Übereinkommens sowie aus dem Be- 
richt des zuständigen Ausschusses der 42. Inter- 
nationalen Arbeitskonferenz. Unterscheidungen, die 
auf der Staatsangehörigkeit beruhen, werden daher 
durch die Empfehlung nicht berührt. 

Eine Diskriminierung liegt nach der Empfehlung 
nicht vor, wenn die Unterscheidung, Ausschließung 
oder Bevorzugung auf den mit einer bestimmten 
Beschäftigung verbundenen Erfordernissen beruht 
(Nr. 1 Abs. 2). 

Hierbei ist an bestimmte Beschäftigungen z. B. in 
Einrichtungen konfessioneller oder politischer Art 
gedacht, also z. B. an Tendenzbetriebe im Sinne des 
deutschen Arbeitsrechts. Nach Nr. 7 der Empfehlung 
sind Maßnahmen, die im Interesse der Staatssicher- 
heit ergriffen werden, unter gewissen einschränken- 
den Voraussetzungen nicht als Diskriminierung im 
Sinne der Empfehlung anzusehen. Die Empfehlung 
erstreckt sich ganz allgemein auf die Diskriminie- 
rung in Beschäftigung und Beruf, betrifft also nicht 
nur z. B. die Arbeitnehmer, sondern auch die selb- 
ständig Tätigen. 

Nach der Empfehlung sollen die Mitgliedstaaten 
eine Politik zur Verhinderung der Diskriminierung 
in Beschäftigung und Beruf festlegen r wobei die 
Mittel zur Durchführung dieser Politik den Mit- 


gliedstaaten freigestellt bleiben. In Nr. 2 ff. bringt 
die Empfehlung eine eingehende Darstellung der 
verschiedenen Gebiete des Arbeitslebens, auf denen 
der Grundsatz der Nichtdiskriminierung durchge- 
führt werden soll, sowie der staatlichen Maßnah- 
men, die aus diesen Gebieten zur Erreichung des 
angestrebten Zweckes je nach den innerstaatlichen 
Verhältnissen in Betracht kommen können. Diese 
Möglichkeiten umfassen nicht nur die Bedingungen 
der Beschäftigung, sondern auch die Zulassung zur 
Beschäftigung und zur Berufsausbildung; auch die 
Tätigkeit der Organisationen der Arbeitgeber und 
der Arbeitnehmer wird einbezogen. Weiterhin wird 
die Einrichtung von geeigneten Stellen mit beraten- 
den Ausschüssen angeregt, welche die Durchführung 
der Politik der Nichtdiskriminierung fördern und 
gewisse Schlich tun gs- und Schiedsbefugnisse haben 
sollen. Ferner wird empfohlen, alle staatlichen Vor- 
schriften und Gepflogenheiten zu ändern, die mit 
der Politik der Nichtdiskriminierung nicht im Ein- 
klang stehen. Die Empfehlung sieht vor, daß Son- 
dermaßnahmen zugunsten schütz- oder hilfsbedürf- 
tiger Personen (z. B. Mutterschutz-Gesetzgebung) 
durch die Empfehlung nicht beeinträchtigt werden 
sollen. Schließlich wird eine enge Zusammenarbeit 
aller Beteiligten Stellen empfohlen. 

In der Bundesrepublik ist das Verbot der Diskrimi- 
nierung durch die Bestimmungen in Artikel 3 GG 
zu einem Grundsatz der Verfassung erhoben wor- 
den, der auch die selbständig Tätigen einschließt. 
Die Merkmale, wegen derer eine unterschiedliche 
Behandlung untersagt ist, stimmen in Artikel 3 
Abs. 3 GG und in der Empfehlung 111 inhaltlich 
überein. Nach § 51 des Betriebsverfassungsgesetzes 
vom 11. Oktober 1952 (BGBl. I S. 681) haben Arbeit- 
geber und Betriebsrat insbesondere darüber zu wa- 
chen, daß jede unterschiedliche Behandlung von im 
Betriebe tätigen Personen wegen ihrer Abstam- 
mung, Religion, Nationalität, Herkunft, politischen 
oder gewerkschaftlichen Betätigung oder Einstel- 
lung odör wegen ihres Geschlechts unterbleibt. Für 
die Verwaltungen des Bundes, der Länder, der Ge- 
meinden, der Gemeindeverbände und der sonstigen 
Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffent- 
lichen Rechts sowie für Gerichte des Bundes und 
der Länder enthalten die §§ 56 und 91 des Perso-* 
nalvertretungsgesetzes vom 5. August 1955 (BGBL I 
S. 477) entsprechende Bestimmungen und Rahmen- 
vorschriften für die Gesetzgebung der Länder. 
Darüber hinaus bestimmt § 8 des Bundesbeamten- 
gesetzes vom 18. September 1957 (BGBl. I S. 1337), 
daß die Auslese der Bewerber ohne Rücksicht auf 
Geschlecht, Abstammung, Rasse, Glauben, religiöse 
oder politische Anschauungen, Herkunft oder Bezie- 
hungen vorzunehmen ist. Schließlich hat die Bun- 
desregierung kürzlich den gesetzgebenden Körper- 
schaften den Entwurf eines Gesetzes gegen Volks- 
verhetzung vorgelegt, das die Hetze gegen natio- 
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nale, rassische, religiöse oder durch ihr Volkstum 
bestimmte Gruppe unter bestimmten Voraussetzun- 
gen ganz allgemein unter Strafe stellt. 

Der Erlaß weiterer Vorschriften ist nach Ansicht 
der Bundesregierung im Augenblick nicht erforder- 
lich. Insbesondere wird die in der Empfehlung an- 


geregte Einrichtung von besonderen Stellen mit be- 
ratenden Ausschüssen, welche die Durchführung der 
Politik der Nichtdiskriminierung fördern und ge- 
wisse Schlichtungs- und Schiedsbefugnisse haben 
sollen, in Anbetracht des in der Bundesrepublik 
bestehenden weitgehenden Rechtsschutzes nicht für 
notwendig gehalten. 
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